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1. Das Weſen der Organgeſellſchaft und die Bedeutung der 
Organſchaft für die Geſellſchaftſteuer 


Das Vortragstheina umfaßt die hauptſächlichſten Fra⸗ 
a geſellſchaftſtenerlichen Behandlung der Organgeſell— 
haften, 


Im Umſatzſteuergeſetz (§ 2 Abſatz 2 Ziffer 2) und den 
Durchführungsbeſtimmungen dazu (§ 17) und im Gewerbe⸗ 
ſteuergeſetz (§ 2 Abſatz 2 Ziffer 2 Satz 2) und der Erſten 
Durchführungsverordnung dazu (8 3) wird als Organgeſell⸗ 
ſchaft eine Kapitalgeſellſchaft gekennzeichnet, die dem Willen 
eines anderen Unternehmens derart untergeordnet iſt, daß 
ſie keinen eigenen Willen hat. Die Kapitalgeſellſchaft iſt in 
dieſer Weiſe untergeordnet, wenn ſie nach dem Geſamtbild 
der tatſächlichen Verhältniſſe finanziell, wirtſchaft⸗ 
lich und organiſatoriſch in das andere Unternehmen 
eingegliedert iſt. Derartige Beziehungen zweier Ge⸗ 
ſellſchaften zueinander werden im Schrifttum gewöhnlich als 
Zweigſtellen verhältnis bezeichnet. Die ſogenannte 
Organtheorie, die Lehre von der wirtſchaftlichen und ſteuer⸗ 
lichen Einheit zwiſchen beherrſchender Rechtsperſönlichkeit 
und Organgeſellſchaft in dieſem Sinn, wird daher Zweig 
ſtellentheorie oder Filialtheorie genannt. Das 
Kapitalverkehrſteuergeſetz enthält weder in ſeiner früheren 
noch in der jetzt geltenden Faſſung vom 16. 10. 1934 eine dem 
Umſatzſteuerrecht und Gewerbeſteuerrecht ähnliche Beſtim⸗ 
mung. Nach dem Kapitalverkehrſteuergeſetz 1934 wird durch 
die Geſellſchaftſteuer weder die Kapitalzuführung als ſolche 


e) Unkoſtenerſtattung an Studiengeſellſchaften, 
d) Abſchluß der Entwicklung bei den Syndikatsfällen, 
e) Unkoſtenerſtattung bei Treuhandverhältniſſen, 


4. Hinweis auf beim Reichsfinanzhof noch anhängige Rechts⸗ 
beſchwerden. 


5. Ergebnis. 


noch der Geſellſchaftsvertrag als ſolcher beſteuert, ſondern es 
werden der Erwerb und die Erweiterung der Ge⸗ 
ſellſchafterrechte an Kapitalgeſellſchaften beſteuert. 
Es kommt allgemein nur darauf an, ob ein Rechtsvorgang 
zwiſchen Geſellſchaft und Geſellſchafter beſtimmt und geeig⸗ 
net iſt, die Geſellſchaftsrechte des Geſellſchafters zu bilden 
oder zu erweitern. 

Für die Geſellſchaftſteuer hat der Zweite Senat 
des Reichsfinanzhofs die Organtheorie im Sinn der Zweig⸗ 
ſtellenlehre immer abgelehnt. Er hat den Grundſatz 
aufgeſtellt: Wer zwiſchen ſich und den Verkehr eine neue 
Rechtsperſönlichkeit einſchiebt, hat neben den Vorteilen, 
die ihm die Verwirklichung ſeines Wirtſchaftswillens in einer 
beſonderen Rechtsform bringt, auch die ſteuerrecht⸗ 
lichen Folgen zu tragen (RFH-Urteil vom 12. 1. 1934 
II A 540/32, RStBl 1934 S. 700 und die dort bezeichneten 
früheren Urteile). Das gilt für die beiden Arten der wirt⸗ 
ſchaftlich geläufigen Organverhältniſſe, die Tochtergeſell⸗ 
ſchaften und die Syndikate, in gleicher Weiſe. Für die Ein⸗ 
zelabhängigkeit der Untergeſellſchaft, des Organs, von der 
ſie beherrſchenden Obergeſellſchaft (Muttergeſellſchaft), ins⸗ 
beſondere für die Vertriebs- oder Einkaufsabteilung einer 
einzelnen Unternehmung, hat das Schrifttum die Bezeich⸗ 
nung „Tochterfall“, bei weitergehender Verſchachtelung 
auch „Tonzernfall“ geprägt, für die Abhängigkeit des 
Organs von einer Unternehmer mehrheit die Bezeich⸗ 
nung „Syndikats fall, Kartell⸗ oder Gemein⸗ 
ſchafts fall“. 
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In Übereinſtimmung mit dem Vortragsthema werden 
bei den folgenden Ausführungen die Ausdrücke „Tochterfall“ 
und „Syndikatsfall“ gebraucht. 


Die Folgerung aus der Ablehnung der Zweigſtellen⸗ 
theorie zeigt ſich darin, daß die Organgeſellſchaft bei der 
Geſellſchaftſteuer an ſich wie eine nicht im Organverhält⸗ 
nis ſtehende Geſellſchaft zu behandeln iſt, alſo unabhängig 
von den Einzelperſönlichkeiten der Geſellſchafter und den 
vielleicht nur vorübergehenden Rechtsbeziehungen zwiſchen 
den einzelnen Geſellſchaftern und der Geſellſchaft. Für die 
Geſellſchaftſteuer iſt nicht das Organverhältnis, ſondern das 
Geſellſchaftsverhältnis maßgebend. 


2. Die Zweckwillenslehre des Reichsfinanzhofs 


Die Rechtsbeziehungen zwiſchen der Organgeſellſchaft 
und den Geſellſchaftern ſpielen aber geſellſchaftſteuerlich ſo⸗ 
wohl bei den Tochtergeſellſchaften als auch bei den Syndi⸗ 
katen eine entſcheidende Rolle bei der Frage der Erſtat⸗ 
tung der Unkoſten, die den Tochtergeſell⸗ 
ſchaften oder Syndikaten entſtanden ſind. 
Die früher ungleichmäßige, oft ſchwankende Rechtſprechung 
des Reichsfinanzhofs zu dieſen Fragen hat einen gewiſſen 
Abſchluß gefunden durch das RF H⸗Urteil vom 26. 10. 1932 
IIA 666/31 (Amtl. Slg. Bd. 32 S. 145 und RStBl 1933 
S. 60), das die ſogenannte Zweckwillenslehre des Reichs⸗ 
finanzhofs feſtgelegt hat und die Überfchrift trägt: 


„Eine Kapitalgeſellſchaft (Tochtergeſellſchaft), deren Aktien 
oder Geſchäftsanteile ſich im Beſitz einer anderen Kapital⸗ 
geſellſchaft (Muttergeſellſchaft) befinden, kann im Umfang 
ihrer eigenen Zweckbeſtimmung rechtlich weder die Beauf⸗ 
tragte noch die Treuhänderin, noch auch die Kommiſſionärin 
der Muttergeſellſchaft ſein.“ 


(Ebenſo auch Urteil vom 12. 1. 1934 II A 540/32, RStBl 
S. 700.) 


Der dieſer Entſcheidung zugrunde liegende Tatbeſtand 
iſt der folgende: 


Eine Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung iſt gegründet, 
um durch einen Zuſammenſchluß der Holzeinkaufsbetriebe 
und Sägewerke einer Aktiengeſellſchaft die Gruben⸗ und 
Schnittholzverſorgung der Zechen und H ütten der 
Aktiengeſellſchaft ſicherzuſtellen. Das Stammkapital der Ge⸗ 
ſellſchaft mit beſchränkter Haftung wurde urſprünglich auf 
20 000 RM ebemeſſen, bald aber nach Einbringung der Holz ⸗ 
einkaufsbetriebe auf rund 14000 000 RM erhöht. Einzige 
Geſellſchafterin der Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung iſt 
die Aktiengeſellſchaft, es handelt ſich alſo um einen ſogenann⸗ 
ten Tochter fall. 


Nach dem Geſellſchaftsvertrag iſt Gegenſtand des 
Unternehmens der Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, der 
Aktiengeſellſchaft als Organ für den Einkauf des von ihr 
gebrauchten Holzes zu dienen und in dieſer Eigenſchaft Holz 
anzukaufen, zu verkaufen und zu verarbei⸗ 
ten. Die Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung kann 
eigene Gewinne nicht erzielen. Alle Einkünfte 
über ihre Geſchäftsunkoſten hinaus fließen der Aktien- 
geſellſchaft zu. Sie iſt verpflichtet, allen Weiſungen 
der Aktiengeſellſchaft nachzukommen. Im Laufe der Jahre 
ſind bei der Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung Verluſte 
in Höhe von rund 7000 000 RM entſtanden. Die Aktien⸗ 
geſellſchaft hat dieſe Verluſte zur Beſeitigung der Unter⸗ 
bilanzen übernommen. Darin hat das Finanzamt eine frei⸗ 
willige Leiſtung der Alleingeſellſchafterin im Sinn des 8 6 
zu b des Kapitalperkehrſteuergeſetzes 1931 erblickt und auf 
Grund dieſer Beſtimmung in Verbindung mit 8 13 des 
Kapitalverkehrſteuergeſetzes Geſellſchaftſteuer in Höhe von 
1 v. H. gefordert. 


Kurz zuſammengefaßt, beſagt das Urteil das folgende: 
Eine juriſtiſche Perſon iſt nichts anderes als ein zu eigener 
Rechtsperſönlichkeit organiſierter Zweckwille. Die 
Muttergeſellſchaft, die für einen Sonderzweck eine Tochter⸗ 
geſellſchaft mit eigener Rechtsperſönlichkeit gründet, übt 
ihren Willen in der Tochtergeſellſchaft nicht von außen her 


kraft Anweiſung, ſondern von innen her organ⸗ 
mäßig in Form eines ſelbſtändigen Eigenwil⸗ 
lens aus. Die Tätigkeit der Tochtergeſellſchaft beruht da⸗ 
her auf ihrer eigenen Zweckbeſtimmung. In deren Um⸗ 
fang iſt ein Treuhand, Auftrags oder Dienſt⸗ 
verhältnis irgendwelcher Art zwiſchen ihr und ihrer 
Muttergeſellſchaft nicht möglich. Zahlungen der Mutter- 
geſellſchaft an die Geſellſchaft mit eigener Rechts perſönlich⸗ 
keit können ſomit nicht geſellſchaftſteuerfreie Leiſtungsent⸗ 
gelte ſein, ſondern nur geſellſchaftſteuer pflichtige Mit⸗ 
tel zur Verwirklichung der eigenen Zweckbeſtimmung. Sie 
ie der Tochtergeſellſchaft eigentümlich zur Verfügung 
geſtellt. 

Nur außerhalb des der Tochtergeſellſchaft geſetzten 
Zweckes kann ſich die Muttergeſellſchaft der Tochtergeſell⸗ 
ſchaft für einzelne Angelegenheiten als Treuhänderin 
oder Kommiſſionärin bedienen. 

An anderer Stelle (Urteil vom 3. 5. 1933 II A 452/32, 
Amtl. Slg. Bd. 33 S. 188 und RStBl 1933 S. 686) hat der 
Reichsfinanzhof den Sinn der Zweckwillenslehre noch ein- 
mal wie folgt zuſammengefaßt: 


„Wo die Kapitalausſtattung der Tochtergeſellſchaft nicht 
hinreicht, um ihre Zwecke zu erfüllen, und infolgedeſſen die 
Muttergeſellſchaft das für die Zwecke der Tochtergeſellſchaft 
benötigte Kapital hergeben muß, da kann dieſe Kapitalhingabe, 
mag ſie aus Geld oder anderen Werten beſtehen, nicht den tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſen zuwider in die Form eines Auf: 
trags zur Verwaltung des Kapitals der Muttergeſellſchaft 
gekleidet werden.“ 


Die in der Begründung des Urteils vom 26. 10. 1932 
dargelegten Gedankengänge (ſiehe oben Abſatz 1) gehören 
ganz dem bürgerlichen und dem Handelsrecht an. Die Be⸗ 
gründung des Urteils iſt nicht auf der rechtsförmlichen 
Natur des Kapitalverkehrſteuerrechts aufgebaut und hat 
daher im Schrifttum weitgehende Ablehnung erfahren, be⸗ 
ſonders nach dem Inkrafttreten des Steueranpaſſungs⸗ 
geſetzes. 

Veiel lehnt in feinem Kommentar zum Kapitalverkehr⸗ 
ſteuergeſetz (S. 100 u. f.) und in den eingehenden Ausfüh⸗ 
rungen über „Geſellſchaftſteuer bei Organgeſellſchaften“ in 
Steuer und Wirtſchaft (1936 Sp. 993 u. f.) die Zweckwillens⸗ 
lehre ab, weil er die Auffaſſung vertritt, daß ſie weder der 
heutigen Steuerrechtslehre noch dem neuen Kapitalverkehr⸗ 
ſteuergeſetz, noch der Verkehrsauffaſſung entſpreche. 

Gegenüber allen Anfeindungen im Schrifttum hat aber 
der Reichsfinanzhof die Zweckwillenslehre auch nach dem 
Inkrafttreten des Steueranpaſſungsgeſetzes in beſchränktem 
Umfang aufrechterhalten. Den Abſchluß der Entwick⸗ 
lung kennzeichnet hier das Urteil vom 2. 4. 1937 II A 89/36 
(Amtl. Slg. Bd. 41 S. 162 und REEL 1937 S. 639), das 
ſpäter noch behandelt wird. 


3. Die Weiterentwicklung der Zweckwillenslehre in der 
Frage der Unkoſtenerſtattung 


a) Unkoſtenerſtattung an 
ſchaften 

In der Frage der Unkoſtenerſtattung hat ſich nun im 
Anſchluß und unter der Einwirkung der Zweckwillenslehre, 
wie Beiſpiele aus der Rechtſprechung zeigen, bei den Tochter⸗ 
geſellſchaften die folgende Entwicklung ergeben: 

Eine Aktiengeſellſchaft iſt alleinige Geſellſchafterin einer 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, deren Zweck die Ver⸗ 
mittlung von Frachtverträgen und die dazu erforderliche 
Werbetätigkeit iſt. Die Geſellſchaft mit beſchränkter Haf⸗ 
tung (Tochtergeſellſchaft) hat Unkoſten für ihren Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb (für Löhne, Materialbeſchaffung, für Miete 
der Geſchäftsräume u. a.). Am Jahresſchluß erſetzt die 
Aktiengeſellſchaft (Muttergeſellſchaft) der Tochtergeſellſchaft 
die Unkoſten. Nach dem Zweckwillensurteil müßten dieſe 
Beträge, die die Muttergeſellſchaft der Tochtergeſellſchaft zur 
Deckung der Unkoſten zuweiſt, ſteuerpflichtig ſein; denn ſie 
dienen dazu, die Tochtergeſellſchaft zur Erfüllung ihrer 
eigenen Zwecke inſtand zu ſetzen. Hier macht der Reichsfinanz⸗ 


Tochtergeſell⸗ 
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hof aber eine Ausnahme bei den Unkoſten für die Vermitt⸗ 
lertätigkeit der Tochtergeſellſchaft, ſoweit ſie ſich in den 
handelsüblichen Grenzen halten. Aus der Agen⸗ 
turtätigkeit hat die Tochtergeſellſchaft Forderungen an die 
Muttergeſellſchaft als Auftraggeberin (§ 670 BGB). In 
der Bezahlung dieſer Forderungen durch die Muttergeſell⸗ 
ſchaft liegt keine Zuwendung von Mitteln, um das un⸗ 
zureichende Stammkapital aufzufüllen (ſiehe Urteil vom 
27.9.1933 II A 535/33, RStBl 1983 S. 1324). 

Ein anderes Beiſpiel: Eine Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung bedient ſich einer Aktiengeſellſchaft mit einem 
Grundkapital von 5 000 RM zum Vertrieb ihrer Waren. Die 
Aktiengeſellſchaft als Tochtergeſellſchaft ſchließt Verkaufs⸗ 
und Einkaufsgeſchäfte im eigenen Namen für Rechnung der 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung als Muttergeſellſchaft 
ab. Die dabei entſtehenden Unkoſten werden ihr von der 
Muttergeſellſchaft erſetzt. Die Erſtattung der Unkoſten, 
ſoweit ſie das handelsübliche Maß nicht überſteigen, iſt Ent⸗ 
gelt für geleiſtete Dienſte beim Einkauf und Verkauf. Es 
bleiben alſo auch die Unkoſten für die Tätigkeit als Kom⸗ 
miſſionärin ſteuerfrei (ſiehe Urteil vom 12. 4. 1935 IIA 
477/33, Amtl. Slg. Bd. 37 S. 302 und RStBl 1935 S. 748). 

Anders liegt der Fall, wenn einer Aktiengeſellſchaft als 
Muttergeſellſchaft eine als Geſellſchaft mit beſchränkter Haf⸗ 
tung organiſierte Tochtergeſellſchaft gegenüberſteht, deren 
Satzung die folgenden Beſtimmungen enthält: Gegenſtand 
des Unternehmens der Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
iſt die Betriebsführung des der Aktiengeſellſchaft gehören⸗ 
den Fabrikbetriebs und die Beſorgung aller damit in Zu⸗ 
ſammenhang ſtehenden kaufmänniſchen und Verwaltungs⸗ 
geſchäfte. Die Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung bildet 
ein beauftragtes Organ der Aktiengeſellſchaft. Sie kann die 
Geſchäfte im eigenen Namen führen, handelt aber ſtets nur 
kraft Auftrags und für Rechnung der Aktien⸗ 
geſellſchaft mit der Maßgabe, daß der buchmäßige 
Gewinn oder Verluſt auf die Aktiengeſellſchaft 
entfällt. Eine beſondere Vergütung für ihre Tätigkeit 
erhält die Geſellſchaft nicht. 

übernimmt in einem ſolchen Fall der ſogenannten 
Produktious⸗Tochtergeſellſchaft die Mutter⸗ 
geſellſchaft die Verluſte der Tochtergeſellſchaft, fo ift die Ver⸗ 
luſtübernahme nicht geſellſchaftſteuerfreies Leiſtungsentgelt, 
ſondern eine Leiſtung geſellſchaftlicher Art, die der 
Steuer unterliegt (ſiehe Urteil vom 31. 10. 1935 IIA 
422/34, Amtl. Slg. Bd. 38 S. 309 und RStBl 1935 S. 1518). 

Das Ergebnis in der Frage der Unkoſtenerſtattung 
an Tochtergeſellſchaften iſt alſo das folgende: 

Die Erſtattung der Unkoſten der Tochter- 
geſellſchaft durch die Muttergeſellſchaft in 
der handelsüblichen Höhe iſt ſteuerfrei, 
wenn die Tochtergeſellſchaft nach ihrer Zweckbeſtimmung 
den Abſchluß von Verträgen (z. B. Kaufverträgen oder Be⸗ 
förderungsverträgen) für die Muttergeſellſchaft lediglich als 
Agentin vermittelt. 

Das gleiche gilt, wenn die Tochtergeſellſchaft im eigenen 
Namen für Rechnung der Muttergeſellſchaft Verkaufs⸗ 
geſchäfte und Einkaufsgeſchäfte als Kommiſſionärin 
abſchließt. Inſoweit beſteht alſo keine Verſchiedenheit mehr 
gegenüber den Syndikatsfällen, wie ſpäter erörtert wird. 

Die Geſellſchaftſteuerfreiheit der Unkoſtenerſtattung 
bleibt ausdrücklich auf Ein und Verkaufsgeſell⸗ 
ſchaften beſchränkt, deren Tätigkeit den regelmäßigen 
Geſchäften der Agenten und Kommiſſionäre ſent⸗ 
ſpricht. Sie gilt nicht für ſogenannte Produktions- 
Tochtergeſellſchaften. 


b) Unkoſtenerſtalktung an Syndikate 

Die Syndikate treten in der Hauptſache in der Form 
der Syndikats⸗Doppelgeſellſchaften in Er- 
ſcheinung. Die Mitglieder, meiſtens jnriſtiſche Perſonen, 
ſind zu einer Geſellſchaft bürgerlichen Rechts zuſammen⸗ 
gefaßt, die ihrerſeits beſondere Zwecke zu erfüllen und ver⸗ 
ſchiedenartige Aufgaben durchzuführen hat. Daneben beſteht 
eine Kapitalgeſellſchaft (Aktiengeſellſchaft oder Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung), an der die Geſellſchafter der Ge⸗ 


ſellſchaft bürgerlichen Rechts ebenfalls als Geſellſchafter 
beteiligt ſind. Der Kapitalgeſellſchaft liegt die Geſchäfts⸗ 


führung, die Vermittlung von Geſchäftsabſchlüſſen, der Ver⸗ 


kauf von Waren für die Mitgliedswerke und die Verwal⸗ 
tung des Syndikats ob. 

Bei den Doppelgeſellſchaften ſtellt der Reichsfinanzhof 
allein auf die geſchäftsführende Kapitalgeſell⸗ 
ſchaft ab. 

Der Ausdruck „Syndikat“ wird hier ſowohl für die Ge⸗ 
ſellſchaft bürgerlichen Rechts als auch für die Kapitalgeſell⸗ 
ſchaft gebraucht. Es kommen in der Hauptſache Vermitt⸗ 
lungs-, und Lieferungs- oder Abſatzſyndikate in Betracht. 


Schon vor dem Zweckwillensurteil hat der Reichsfinanz⸗ 
hof in ſtändiger Rechtſprechung entſchieden, daß ſowohl bei 
Vermittlungs- als auch bei Lieferungsſyndikaten die Ab⸗ 
ſatztätigkeit der Syndikate und die Erſtattung der 
dadurch entſtehenden Geſchäftsunkoſten im Verhältnis von 
Leiſtung und Gegenleiſtung ſtehen und mithin 
der Unkoſtenerſatz keine Kapitalzuführung im Sinn des 8 6 
zu a Halbſatz 2 des Kapitalverkehrſteuergeſetzes 1931 dar⸗ 
ſtellt. 


Zu der Abſatztätigkeit gehören auch die Regelung der 
Erzeugung und des Vertriebs einſchließlich der Preisbeſtim⸗ 
mungen und der Betrieb aller die gemeinſamen Intereſſen 
der Geſellſchaft fördernden Geſchäfte (ſiehe Urteil vom 3. 8. 
1934 II A 465/33, RStBl S. 1110). 


Dieſer Auffaſſung entſpricht auch die Rechtſprechung im 
Anſchluß und unter Einwirkung der Zweckwillenslehre: Ein 
Lieferungsſyndikat verkauft die Waren ſeiner Mitglieder im 
eigenen Namen. Die Abnehmer zahlen hier auf Weiſung des 
Syndikats 99 v. H. des Kaufpreiſes unmittelbar an das 
liefernde Werk und 1 v. H. an die Syndikatsgeſellſchaft, die 
aus dieſem ſogenannten Einlaßbetrag die Koſten ihrer Ver⸗ 
kaufstätigkeit deckt und den Überſchuß an die Geſellſchafter 
ausſchüttet. Die Unkoſtenerſtattung ſteht auch hier zu der 
Verkaufstätigkeit im Verhältnis von Leiſtung und Gegen⸗ 
leiſtung. Es liegt keine Kapitalzuführung im Sinn des 
Kapitalverkehrſteuergeſetzes vor, daher Steuerfreiheit (ſiehe 
Urteil vom 21. 9. 1934 II A 322/34, Kartei R 2 zu 8 2 
Ziffer 2 KVG 1934 und ASYL 1934 S. 1456, auch Urteil 
vom 22. 11. 1935 II 41/35, Amtl. Slg. Bd. 38 Seite 324 
u. RStBl 1935 ©. 1573). 


Ein ſteuerfreier Syndikatsfall iſt auch gegeben, wenn 
mehrere Kaufhäuſer (Aktiengeſellſchaften) ſich zu einer 
„Intereſſengemeinſchaft der Aktionäre“ in 
Form einer Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts zuſammen⸗ 
ſchließen und daneben eine Einkaufs geſellſchaft in Form 
einer Aktiengeſellſchaft gründen. Iſt dieſe mit einem aus⸗ 
reichenden Grundkapital ausgeſtattet, ſo bildet die Unkoſten⸗ 
erſtattung keine ſteuerpflichtige Kapitalzuführung (ſiehe 
Urteil vom 26. 4. 1935 IIA 429/33, Amtl. Slg. Bd. 37 
Seite 348 u. RStBl 1935 S. 777). 

Dagegen geht über die Verxkaufs tätige 
hinaus die Regelung des Abſatzes der Geſellſchafter 
ſchlechthin, wenn z. B. nach den Beſtimmungen des Geſell⸗ 
ſchaftspertrages bei einem Lieferungsſyndikat das Syndikat 
zuſtändig iſt für die Gewährung von Abfindungen dafür, daß 
beſtimmte Warenfabriken, und zwar in der Hauptſache 


Außenſeiter, ihren Betrieb ganz oder zum Teil einſtellen. 


Das gleiche gilt in dieſen Fällen von einer Umlage, die 
der Verband von ſeinen Mitgliedern erhebt, um einen 
Warenverband gegen Neugründung beſtimmter Waren⸗ 
fabriken in einem begrenzten Kartellgebiet finanziell zu 
unterſtützen. Die Unkoſtenerſtattung ſteht hier zu der Tätig⸗ 
keit des Syndikats nicht im Verhältnis von Lei⸗ 
ſtung und Gegenleiſtung in bezug auf einen 
einzelnen Geſellſchafter, ſondern ſtellt ſich hier als eine Lei. 
ſtung der Geſellſchafter an das Syndikat auf Grund des 
Geſellſchaftsvertrags dar, die das Syndikat inſtand ſetzen 
ſoll, ſeinen ſatzungsmäßigen Zweck auch in dieſer Hinſicht au 
erfüllen (ſiehe Urteil vom 29. 10. 1934 II A 320/34, RSHBI 
1935 S. 62). 

Zeigt dieſe Entwicklung eine gerade Linie, ſo lebt die 
Zweckwillenslehre in den Urteilen vom 17. 5. 1935 (IIA 


S. 436 / 


153/34, Amtl. Slg. Bd. 37 S. 352 und RStBL 1985 S. 795 
und IIA 304/33, Amtl. Slg. Bd. 38 S. 23 und RStBl 1935 
S. 875) durch Einführung der unterſchiedlichen Behandlung 
der Erſtattung der Unkoſten, ſoweit ſie entſtanden ſind bei 
der Verkaufstätigkeit und der damit notwendig verbundenen 
marktordnenden Tätigkeit und der von der Verkaufstätigkeit 
unabhängigen marktordnenden Tätigkeit, wieder auf. 


Zu der mit der Verkaufstätigkeit notwendig verbun⸗ 
denen marktordnenden Tätigkeit gehören z. B. die Feſt⸗ 
ſetzung von Preiſen, Zahlungs- und Lieſerungsbedingungen 
ſowie die Kontingentferung. 

Beiſpiele für Unkoſten, die durch eine von der Verkaufs⸗ 
tätigkeit unabhängige marktordnende Tätigkeit entſtehen, 
bilden dagegen z. B. die Abfindung an Außenſeiter für Be⸗ 
triebseinſtellung, Wettbewerbsabwehr, Aufkauf von Grund: 
ſtücken und Konkurrenzwerken, Regelung des Selbſtver⸗ 
brauchs und Eigenbedarfs der Mitgliedswerke, Beiträge an 
wiſſenſchaftliche Vereinigungen und Forſchungsgeſellſchaften, 
ſoweit fie der ſatzungsmäßigen Zweckbeſtimmung entſprechen. 


Eine marktordnende Tätigkeit übt auch ein Preis-, Kon⸗ 
ditionen⸗ oder Kontingentierungskartell in der Form einer 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung aus (ſiehe Urteil vom 
17.5. 1935 IT A 304/33, Amtl. Slg. Bd. 38 S. 23 und RStBl 
1935 S. 875). 


e) Unkoſtenerſtattung 
ſchaften 
Im Zuſammenhang mit der Unkoſtenerſtattung an Spn⸗ 
dikate bedarf der Erwähnung noch die Unkoſtenerſtattung an 
ſogenannte Studiengeſellſchaften 


Mehrere Aktiengeſellſchaften gründen eine Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung. Gegenſtand des Unternehmens 
find das Studium und die Vornahme von Verſuchen auf dem 
Gebiet der Beleuchtungsmittel, oder Gegenſtand des Unter⸗ 
nehmens iſt die Befaſſung mit wiſſenſchaftlichen und tech⸗ 
niſchen Studien über Eiſenbahnoberbau und damit zuſam⸗ 
menhängende Verſuche. Neben der Geſellſchaft mit be⸗ 
ſchränkter Haftung beſteht eine Geſellſchaft bürgerlichen 
Rechts. Das Stammkapital der Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung iſt unzureichend. Die Studiengeſellſchaften gehören 
nicht zu den Einkaufs⸗ und Verkaufsgeſellſchaften. Ihre 
regelmäßigen Geſchäfte können nicht mit der Tätigkeit von 
Agenten oder Kommiſſionären verglichen werden, auch wenn 
man das Verhältnis zwiſchen Geſellſchaftern und Geſellſchaft 
nicht mehr unter dem Geſichtspunkt des Zweckwillens be⸗ 
trachtet; die Unkoſtenbeiträge ſind vielmehr dazu beſtimmt, 
die Studiengeſellſchaften inſtand zu ſetzen, ihren ſatzungs⸗ 
mäßigen Zweck für die Belange ſämtlicher Mitglieder 
zu erfüllen. Die Beiträge der Geſellſchafter zur Un- 
koſtendeckung werden nicht nach dem Umfang der Inan⸗ 
ſpruchnahme durch die einzelnen Geſellſchafter entrichtet und 
können daher nicht als Leiſtungsentgelt, angeſehen werden. 
Deshalb kann hier keine Steuerfreiheit eintreten (ſiehe 
Urteil vom 9. 8. 1935 II A 384/33, Amtl. Slg. Bd. 38 S. 177, 
NRStBl 1935 S. 1309, und vom 6. 9. 1935 IT X 288/34, RStül 
1935 S. 1311). 


d) Abſchluß der Entwicklung bei den Syndi⸗ 
katsfällen 


Ten Abſchluß der Entwicklung bei den Syndikatsfällen 
bringt dann ein geraume Zeit nach dem Inkrafttreten des 
Steueranpaſſungsgeſetzes ergangenes Urteil vom 2.4. 1937 
IIA 89/36 (Amtl. Slg. Bd. 41 S. 161 und RStBI 1937 
S. 639), das bereits als Abſchluß der Entwicklung nach dem 
Zweckwillensurteil erwähnt iſt. Einem Lieferungsſyndikat 
in Form einer Doppelgeſellſchaft werden die durch die V er⸗ 
kaufstätigkeit entſtandenen Unkoſten von den Mit- 
gliedswerken durch Umlagen erſtattet. Außerdem werden 
Umlagen erhoben zur Deckung eines Verluſtes, der durch den 
An⸗ und Verkauf ausländiſcher Ware entſtanden iſt, und 
Umlagen für Mitgliederbeiträge an einen marktregelnden 
internationalen Verband. Die durch die Verkaufstätigkeit 
entſtandenen Unkoſten bleiben ſteuerfrei. Die übrigen Um⸗ 
lagen ſind durch eine vom Verkauf unabhängige marktord⸗ 


an Studiengeſell⸗ 
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nende Tätigkeit entftanden und deshalb ſteuerpflichtig. Der 
Reichsminiſter der Finanzen iſt dieſem Verfahren beige⸗ 
treten. In der Begründung dieſes Urteils hebt der Reichs⸗ 
ſinanzhof ausdrücklich hervor, daß er trotz der Ablehnung 
der „Marktordnungſteuer des II Senats“ durch Veiel in dem 
bezeichneten Aufſatz in Steuer und Wirtſchaft nach noch⸗ 
maliger Überprüfung ſeiner Auffaſſung, insbeſondere im 
Hinblick auf die Vorſchriften des Steueran paſſungs⸗ 
geſetzes und des neuen Kapitalverkehrſteuer⸗ 
geſetzes, die unterſchiedliche Behandlung der Unkoſten⸗ 
erſtattung bei der Verkaufstätigkeit und der marktordnenden 
Tätigteit aufrech terhält. 


Auch der Umſtand, daß der neben der Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung beſtehende „Verband“ (Geſellſchaft 
bürgerlichen Rechts) keine Kapitalgeſellſchaft iſt, hindert die 
Verſteuerung dieſer Umlagen nicht, weil die Syndikats⸗ 
Doppelgeſellſchaft eine Einheit bildet, wenn ſie eine 
Kapitalgeſellſchaft mitumfaßt. Das ſyndikatsmäßige Ge- 
ſellſchaftsverhältnis beſteht demnach nicht nur in der Bezie⸗ 
hung zu der Geſellſchaft bürgerlichen Rechts, ſondern zugleich 
auch in der Beziehung zu der Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung. Die Form der Doppelgeſellſchaft iſt als juriſtiſche 
Hilfskonſtruktion für die Errichtung von Syndikaten üblich 
geworden. Die Wahl dieſer Form ſtellt an ſich keinen Miß 
brauch von Geſtaltungsmöglichkeiten des bürgerlichen Rechts 
im Sinn des § 6 des Steueranpaſſungsgeſetzes dar. Wohl 
aber würde ein ſolcher Mißbrauch vorliegen, wenn der Ge; 
ſellſchaftſteuer dadurch auszuweichen verſucht würde, daß 
Leiſtungen der Geſellſchafter an das Syndikat nur als an 
die e bürgerlichen Rechts bewirkt angeſehen 
würden. 


Die Zweckwillenslehre wird alſo in dem 
erörterken beſchränkten Umfang aufrecht⸗ 
erhalten. 

e) Unkoſtenerſtattung bei 
hältniſſen 


Im Abſchnitt III des erwähnten Urteils vom 2. 4. 1937 
wird der Einwand, das Syndikat ſei nur Treuhänderin für 
ſeine Mitglieder, behandelt. 


Nach dem Zweckwillensurteil kann die Tochtergeſellſchaft 
auch nicht Treuhänderin der Muttergeſellſchaft ſein. 
Die Erſtattung von Unkoſten durch die Muttergeſellſchaft als 
Treugeberin an die Tochtergeſellſchaft als Treuhänderin iſt 
alſo ſteuerpflichtig. Die Einſchränkung der Grundſätze des 
Zweckwillens⸗Urteils dahin, daß eine Tochtergeſellſchaft auch 
im Umfang ihrer Zweckbeſtimmung die beauftragte Agentin 
oder Kommiſſionärin der Muttergeſellſchaft ſein kann, gilt 
für ein etwaiges Treuhandverhältnis nicht. In dem Urteil 
pom 2. 4. 1937 wird erneut die Frage, ob die Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung etwa als Treuhänderin des Syndikats 
angeſehen werden kann, erörtert. Aber auch hier laſſen die 
Ausführungen des Urteils nicht erkennen, daß der Reichs⸗ 
jinanzhof den in dem Zweckwillens-Urteil eingenommenen 
Standpunkt Hinfichtlich der Bedeutung des Treuhandver⸗ 
hältniſſes auf dem Gebiet der Geſellſchaftſteuer hat aufgeben 
wollen. Die Zweckwillenslehre beſteht alſo auch in dieſem 
Umfang noch weiter. Zu dieſer Frage ſteht noch eine Ent⸗ 
ee des Reichsfinanzhofs aus. Es handelt ſich dabei 
um die lberkragung von GmbH-Anteilen von einer Mutter⸗ 
geſellſchaft an eine Tochtergeſellſchaft, angeblich nur zu 
treuen Händen. 


Treuhandver⸗ 


4. Hinweis auf beim Reichsfinanzhof noch anhängige Rechts- 
beſchwerden 


Außerdem ſind beim Reichsfinanzhof noch vier weitere 
Nechtsbeſchwerden anhängig, die ſich auf die behandelten 
Fragen beziehen: 


Fall 1 
Die Mitglieder eines Lieferungsſyndikots haben neben 
der Geſellſchaft bürgerlichen Rechts, die ſie zum Zweck der 


Beſeitigung ungeſunden Wettbewerbs geſchloſſen haben, eine 
Aktiengeſellſchaft gegründet und untereinander und mit der 
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Aktiengeſellſchaft einen Syndikatsvertrag geſchloſſen. Alle 
Aktien der Aktiengeſellſchaft ſind in den Händen der Geſell⸗ 
ſchafter der Geſellſchaft bürgerlichen Rechts. Die Stellung 
der Aktiengeſellſchaft innerhalb des Geſamtorganismus des 
Syndikats iſt dahin feſtgelegt, daß ſie 


a) Geſchäftsſtelle des Syndikats ſei, 


b) in allen Fällen imeigenen Namen, aber für Rechnung 
der Mitglieder handeln, 


e) aus ihrer Tätigkeit keine Gewinne erzielen und 


d) etwaiges, das Aktienkapital überſteigendes Vermögen zu 
treuen Händen für das Syndikat beſitzen ſoll. 


Die Aktiengeſellſchaft iſt alſo das geſchäftsführende Organ 
des Syndikats und dient ihm als Verkaufsorganiſation. 


Der Hauptpoſten des in dieſem Verfahren ſtreitigen 
Steuerbetrags betrifft die Frage der Erlösminderungen, die 
den Reichsfinanzhof ſchon einmal in dem Urteil vom 22. 11. 
1935 II A 41/35 (Amtl. Slg. Bd. 38 S. 324 und RStBl 1935 
S. 1573) beſchäftigt hat. In dieſer Entſcheidung führt der 
Reichsfinanzhof aus: 

„Die Mitglieder des Syndikats können die Bezahlung der 
Ware nicht nach den ihnen vorläufig gutgeſchriebenen 
Rechnungspoſten verlangen, ſondern nur in Höhe des vom 
Syndikat tatſächlich erzielten durchſchnittlichen 
Erlöjes Der Ausgleich der Mindererlöſe iſt 
demnach ein Rechnungsborgang zur Feſtſtellung des 
Betrags, den das einzelne Mitglied zu bean⸗ 
ſpruchen hat. Mit der Umlage zum Ausgleich der 
Mindererlöſe leiſtet das Mitglied nicht eine Zah⸗ 
lung an das Syndikat, die als geſellſchaft⸗ 
ſteuerpflichtige Kapitalzuführung ange: 
ſehen werden könnte, ſondern die Umlage 
dient nur der Berichtigung der borläufigen 
Gutſchrift.“ 


Dieſer Auffaſſung iſt das Finanzgericht beigetreten. 

Der Reichsfinanzhof wird alſo gegenüber der Auf⸗ 
faſſung des Finanzamts, das auch hier die erhobenen Um⸗ 
lagen als eine Kapitalzuführung an die Geſellſchaft an⸗ 
geſehen wiſſen will, erneut zur Frage der Beſteuerung von 
Umlagen zum Ausgleich von Mindererlöſen Stellung zu 
nehmen haben. 


„Von geringerer finanzieller Bedeutung ſind in dieſem 
Verfahren eine Reihe außerdem zur Steuer herangezogener 
Poſten, die Aufwendungen zur Regelung des Marktes und 
Ausſchaltung der Konkurrenz darſtellen und in keinem un⸗ 
mittelbaren Zuſammenhang mit der Verkaufstätigkeit des 
Syndikats ſtehen, wie z. B. Zahlungen zur Ablöſung der 
Rechte aus beſtehenden Verträgen und an internationale 
Verbände, Entſchädigungen an Handelsfirmen für die Han⸗ 
delsaufgabe nach beſtimmten Ländern und zur Ausſchaltung 
der Konkurrenz, Zahlungen für Studienzwecke u. a. 


Bei den andern drei Rechtsbeſchwerden von Induſtrie⸗ 
berbänden geht der Streit auch wieder um die Abgrenzung 
der Unkoſten, die durch den Verkauf und die notwendig da⸗ 
mit verbundene marktordnende Tätigkeit entſtanden ſind, 
gegenüber den Unkoſten für eine vom Verkauf unabhängige 
marktordnende Tätigkeit. 


In allen drei Fällen handelt es ſich um Syndikats⸗ 
Doppelgeſellſchaften, die aber verſchieden aufgebaut ſind. 
Fall 2 

Die Geſellſchafter der Geſellſchaft bürgerlichen Rechts 
und der Kapitalgeſellſchaft ſind die gleichen. 
Fall 8 

Der Geſellſchaft bürgerlichen Rechts gehören zwei Kapi⸗ 
talgeſellſchaften an, die nicht Geſellſchafter der Kapitalgeſell⸗ 
ſchaft ſind. 
Fall 4 
.Die Syndikatsgeſellſchaft (Aktiengeſellſchaft) iſt ge⸗ 
ſchäftsfuhrendes Organ mehrerer Verkaufsverbände. Von 
den Geſellſchaftern der Aktiengeſellſchaft gehört ein kleinerer 
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Teil keinem dieſer Verkaufsverbände an, der größere Teil 
iſt Mitglied eines oder mehrerer Verkaufsverbände. Um⸗ 
gekehrt gehört ein Teil der Syndikatsmitglieder, ohne Ge⸗ 
ſellſchafter der Aktiengeſellſchaft zu ſein, einem oder mehre- 
ren Verbänden an. 

In den Fällen 3 und 4 wird der Steuerforderung gegen⸗ 
über beſonders geltend gemacht, daß die Erſtattung der 
Unkoſtenbeiträge der Mitglieder der Geſellſchaft bürgerlichen 
Rechts, die nicht gleichzeitig Geſellſchafter der Kapitalgeſell⸗ 
ſchaft ſind, ſchon aus dieſem Grunde nicht geſellſchaftſteuer⸗ 
pflichtig ſein könne. Unter Hinweis auf die bereits erörterte 
Charakteriſierung der Syndikats⸗Doppelgeſellſchaft mit 
einer Kapitalgeſellſchaft als Einheit iſt hierzu aber zu be⸗ 
merken: Die Beiträge der Mitglieder der Geſellſchaft bürger⸗ 
lichen Rechts, die nicht Geſellſchafter der Kapitalgeſellſchaft 
ſind, haben dieſelbe Rechtsnatur wie die der Geſellſchafter 
der Kapitalgeſellſchaft. Werden Mitglieder der Geſellſchaft 
bürgerlichen Rechts zu einer Umlage herangezogen, ſo leiſten 
auch diejenigen, die nicht zugleich Geſellſchafter der Kapital⸗ 
geſellſchaft find, ihre Beiträge auf Grund des Syndikats⸗ 
verhältniſſes. Als Unkoſten marktordnender Tätigkeit ſind 
in den Fällen 2 bis 4 u. a. für ſteuerpflichtig angeſehen: 
Umlagen für Zahlungen an Studiengeſellſchaften, Auf⸗ 
wendungen der Verbandsmitglieder für verſchiedene Spen⸗ 
den, zum Beiſpiel an das Winterhilfswerk, Leiſtungen an 
internationale Verbände und die Beiträge für ſogenannte 
Überlieferungsabgaben. 


5. Ergebnis 


Das Ergebnis in der Frage der Unkoſtenerſtattung an 
Tochtergeſellſchaften und Syndikate unter Berückſichtigung 
der Zweckwillenslehre kann nach der Rechtſprechung des 
Reichsfinanzhofs dahin zuſammengefaßt werden: 

Es iſt zu unterſcheiden zwiſchen Zahlungen aus einer 
im Geſellſchaftsverhältnis begründeten Ver⸗ 
pflichtung (§ 6 zu a des Kapitalverkehrſteuergeſetzes a. F. 
und $ 2 Ziffer 2 des Kapitalverkehrſteuergeſetzes 1934) und 
Zahlungen aus einer in einem Leiſtungsaustauſch 
begründeten Verpflichtung, alſo auf anderer als geſell⸗ 
ſchaftlicher Grundlage. 


Den Mitgliederbeiträgen werden die 
Leiſtungsentgelte gegenübergeſtellt. 


Der Erſatz von Unkoſten, die ſich als Mit⸗ 
gliederbeiträge darſtellen, iſt geſellſchaft⸗ 
ſteuerpflichtig; denn ſie ſind dazu beſtimmt, die Ge⸗ 
ſellſchaft inſtand zu ſetzen, ihren ſatzungsmäßigen Zweck für 
die Belange ſämtlicher Geſellſchafter zu erfüllen. 

Der Er ſatz von Unkoſten, die Leiſtungs⸗ 
entgelte bilden, iſt ſteuerfrei; denn ſie ſind Sonder⸗ 
leiſtungen der Geſellſchaft für einzelne Mitglieder, die dieſen 
ausſchließlich zugute kommen. 


Bei den Doppelgeſellſchaften können, Zah⸗ 
lungen „auf Grund des Geſellſchaftsverhältniſſes“ auch 
dann angenommen werden, wenn die Zahlungsverpflich⸗ 
tung nicht im Geſellſchaftsvertrag, ſondern in dem Vertrag, 
durch den die Geſellſchaft bürgerlichen Rechts begründet 
wird, enthalten iſt. 

Die Zweckwillenslehre gilt außer beim Be⸗ 
ſtehen eines Treuhandverhältniſſes in der Hauptſache bei 
marktordnender Tätigkeit der Organgeſellſchaft weiter. 


Hier aber bereitet gerade die Abgrenzung der markt⸗ 
ordnenden Tätigkeit gegenüber der reinen Verkaufstätigkeit 
und insbeſondere der damit notwendig verbundenen markt 
ordnenden Tätigkeit in der Praxis Schwierigkeiten. Der 
Reichsfinanzhof wird bei der Entſcheidung der zu dieſer 


Zr. u 


Frage noch anhängigen Rechtsbeſchwerden, wenn er die im 


Urteil vom 2. 4. 1937 (Amtl. Slg. Bd. 41 S. 162) beſtätigten 
Grundſätze aufrechterhält, Gelegenheit haben, eine möglichſt 
klare Unterſcheidung der für die Verſteuerung maßgebenden 
Begriffe herbeizuführen. 

Siehe außerdem den Vortrag von Regierungsrat Dr. 
Neuendorff in der nächſten oder übernächſten Nummer 
der DEZ. 


PFF 
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1. Allgemeines 


Die von den Finanzämtern verwalteten Steuern er- 
fordern ſorgfältige Buchführung. Die zu den 
einzelnen Steuern heranzuziehenden Steuerpflichtigen ſind 
nach den Vorſchriften der Buchungsordnung für 
die Finanzämter vom 15. Dezember 1932 
— BuchO — in beſonderen Büchern und Liſten 
nachzuweiſen. Die Vuchungsordnung unterſcheidet 
dabei zwei Gruppen von Steuern: die V⸗»Steuern 
und die Einzelſteuern. 


V⸗Steuern find die laufend veranlagten 
Neichsſteuern, die Gewerbeſteuer (Steuer vom 
ſtehenden Gewerbe) und die ſich an dieſe Steuern an⸗ 
ſchließenden Kirchenſteuern (§ 2 Abſ. 1 Ziffer 1 
Buch O). 

Reichsſteuern ſind die Steuern, die ganz oder 
zum Teil zugunſten des Reiches erhoben werden. 
Es gehören außerdem dazu: die Kraftfahrzeug⸗ 
teuer (einſchließlich Zuſchlag), die Rennwett ſteuer, 
die Wandergewerbeſteuer, die Schlachtſteuer 
und die Zuſchläge zur Grunderwerbſteuer 
(§1 Abſatz 2 AO). 

Die Buchungsordnung verſteht unter den laufend 
veranlagten Steuern die Steuern, zu denen Per⸗ 
ſonen, Perſonenvereinigungen uſw. immer wieder 
veranlagt werden, ſolange die Steuerpflicht auf 
Grund der einzelnen Steuergeſetze gegeben iſt. Lau⸗ 
fend veranlagte Reichsſteuern im Sinn der 
Buchungsordnung find: die veranlagte Einkom- 
menſteuer, die Körperſchaftſteuer, die Ver⸗ 
mögenſteuer, die Umſatzſteuer und die Auf 
bringungsumlage. Die durch Steuerabzug 
erhobene Einkommenſteuer, beiſpielsweiſe die Lohnſteuer, 
gehört nicht zu den V-Steuern. 

Einzelſteuern ſind die Steuern, deren Erhebung 
an einzelne Rechtsvorgänge oder Geſchäfts⸗ 
vorgänge anknüpft ($ 2 Abſatz 1 Ziffer 2 Bud). 
Der Kreis der Steuerpflichtigen bei den Einzelſteuern 
mechſelt dauernd. Die Steuerpflichtigen bei den 
Einzelſteuern unterſcheiden ſich dadurch weſentlich von 
den Steuerpflichtigen bei den V⸗Steuern, die in der Regel 
viele Jahre hintereinander zu der gleichen 
Steuer veranlagt werden. Einzelſteuern im Sinn 
der Buchungsordnung ſind beiſpielsweiſe die Erb ſchaft⸗ 
ſteuer, die Grunderwerbſteuer, die Kapital- 
verkehrſteuer, die Kraftfahrzeugſteuer, die 
Rennwett⸗ und Lotterieſteuer. 

Die in den Veranlagungsabteilungen der 
Finanzämter nach der Buchungsordnung zu führenden 
Bücher und Liſten bilden die Grundlagen für die 
Erfaſſung aller Steuerpflichtigen und die Vorbedingung für 
die Erfaſſung aller ſteuerpflichtigen Fälle nach § 204 AO. 
Für die Überwahung der V⸗Steuern find in 
den Veranlagungsabteilungen der Finanzämter die 
Überwahungsliften V — kurz B-Liften ge⸗ 
nannt — zu führen. Die V-Liſten gelten auch als über⸗ 
wachungsliſten 
1. für die veranlagte Abgabe der Auf⸗ 

ſichtsratsmitglieder (Röß⸗Erlaß vom 21. März 
1935 H 2040 — 200 II Ziffer 6 a), 


7. Eintragung der Veranlagungsergebniſſe, 

8. Eintragung der Anderungen von Veranlagungsergebniſſen, 

9. Eintragung der Ergebniſſe von Nachveranlagungen, von Neu⸗ 
beranlagungen und von Freiveranlagungen, 

10. Schließung. 


2. für die veranlagte Wehrſteuer (Rdg⸗Erlaß 
vom 2. Auguſt 1937 U. 2040 — 350 11 Ziffer B 2), 


3. für die Wandergewerbeſteuer und die 
Zuſatzſteuer (Ziffer BIV der Ausführungsanwei⸗ 
ſung zum Wandergewerbeſteuergeſetz vom 31. Dezember 


[2 


4. für die Mehreinkommenſteuer (RdF-Erlaf 
vom 27. April 1939 S 2840 — 1 III Ziffer 8 a), 


5. für den Kriegs zusſchlag zur Einfommen- 
471 00 (Rößß⸗Erlaß vom 7. September 1939 H 2040 — 
471 g 


2. Zweck 

Die B-Liiten haben alles zu enthalten, was 
zur Überwachung der Steuerpflichtigen, die für eine 
100 Be B-Steuern in Betracht kommen, er forder- 

ich iſt. 

Es find zu dieſem Zweck alle natürlichen Per⸗ 
ſonen, Körperſchaften, Vermögens maſſen, 
Perſonenvereinigungen, Betriebe und ſon⸗ 
tige Unternehmungen in die V.Liſte eines Finanz⸗ 
amts einzutragen, für deren Veranlgung zu einer oder zu 
mehreren V⸗Steuern das Finanzamt zuſtändig iſt. 
Die Zuſtändigkeit der Finanzämter iſt in 88 73, 73a 
und 75 AD allgemein geregelt. Die Zuſtändigkeit 
eines Finanzamts kann $ 78 Abſatz 1 AO gemäß für einen 
einzelnen Fall oder für gewiſſe Arten von Fällen beſon⸗ 
ders geregelt werden, wenn das zweckmäßig iſt. Der 
Reichsminiſter der Finanzen oder der Oberfinanzpräſident 
kann in einem ſolchen Fall die Zuſtändigkeit eines Finanz⸗ 
amts beſonders beſtimmen ($ 78 Abſatz 2 AO). Eine 
Abweichung von der allgemeinen Regelung iſt auch 
dann gegeben, wenn der Reichsminiſter der Finanzen 
ein Finanzamt auf die Verwaltung beftimmter 
Steuern beſchränkt und die Verwaltung der 
anderen Steuern — auch für den Bezirk dieſes 
Finanzamts — einem beſonderen Finanzamt ü ber⸗ 
trägt (SA AO). § 4 Abſatz 2 BuchO gemäß muß bei den 
in die V⸗Liſte aufzunehmenden Perſonen uſw. die Durch⸗ 
führung einer Veranlagung in Betracht kom- 
men, d. h. eine Veranlagung muß auch zu einem Er⸗ 
gebnis führen können. Es wird dadurch erreicht, daß 
nur ſolche Perſonen uſw. in die V-Liſte aufgenommen 
werden, die zu veranlagen und deshalb zu über- 
wachen ſind. Die Steuerpflichtigen uſw., bei denen von 
vornherein erſichtlich iſt, daß ſie nicht zu einer 
V⸗Steuer zu veranlagen ſein werden, find nicht in der 
V-Liſte nachzuweiſen. Es find beiſpielsweiſe die Perſonen, 
deren Einkommenſteuer durch Steuerabzug vom 
Arbeitslohn erhoben wird, nicht in die V.Liſte auf⸗ 
zunehmen. Hinweis auf NdF-Erlah vom 21. März 1935 
H 2040 — 20011 Ziffer 3 b. 

§ 4 Abſatz 2 Satz 2 Buch gemäß find die Fälle der 
einheitlichen und geſonderten Feftftellung 
der einkommenſteuerpflichtigen und kör⸗ 
perſchaftſteuerpflichtigen Reineinkünfte 
nach § 215 Abſatz 2 AO in Verbindung mit 8 72 YO nach⸗ 
zuweiſen. Die Perſonenvereinigungen, deren 
Reineinkünfte einheitlich und geſondert feſtgeſtellt werden, 
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werden in die V-Liſte eingetragen. Es handelt ſich dabei 
nicht um eigentliche Steuerpflichtige, bei denen eine 
Steuer feſtgeſetzt wird. Es werden lediglich die Grun d⸗ 
lagen feſtgeſtellt, die der Beſteuerung der an dem Betrieb 
beteiligten Steuerpflichtigen zugrunde zu 
legen ſind. Dieſe Fälle ſind in die Spalte für die Ein⸗ 
kommenſteuer der V-Liſte einzutragen und mit dem Buch⸗ 
ſtaben „J“ zu kennzeichnen. 

In der V-Liſte find die Veranlagungsergeb⸗ 
nisse der V⸗Steuern nachzuweiſen. Es gelten als Er⸗ 
gebnis der Veranlagung: 


1. der feſtgeſetzte Steuerbetrag, 

2. ein etwaiger Zuſchlag nach 8 168 Ab ſatz 2 
A O und 

3. der Steuermeßbetrag bei der Gewerbe⸗ 
ſteuer 


(Hinweis auf § 11 Abſatz 1 Buchd). Die Eintragung der 
Veranlagungsergebniſſe in die V⸗Liſte iſt die Grund⸗ 
lage für die nach § 12 Abſatz 4 Buch O vorgeſchriebene 
Nachprüfung, ob alle Veranlagungen 
durchgeführt ſind. Die Eintragung der Veran⸗ 
lagungsergebniſſe in die B-Lifte ermöglicht außerdem die 
Nachprüfung nach § 4 Abſatz 1 Ziffer 2 Buch. 
Danach iſt feſtzuſtellen, ob die feſtgeſetzten Steuerbeträge 
und die Zuſchläge nach $ 168 Abſatz 2 AO vollſtändig 
und richtig in der in der Finanzkaſſe zu führenden 
Sollkartei V zum Soll geſtellt find Die 
V-Liſte ſtellt damit ein Gegenbuch zu der Soll⸗ 
kartei V dar. 

Die V'Liſte bildet die Grundlage für die anzu⸗ 
legende Anſchriftenplattenkartei V. Für 
jeden in die V-Liſte eingetragenen Steuerpflichtigen uſw. 
it eine Anſchriftenplatte zu prägen (8 16 

„Buch). Die Anſchriftenplatten werden zu einer An⸗ 

ſchriftenplattenkartei Vvereinigt und nach Steuer⸗ 
nummern geordnet von der Anſchriftenmaſchinen⸗ 
ſtelle des Finanzamts verwaltet. Jede Anderung 
in den Eintragungen in die V.Liſte iſt von dem Führer der 
B-Liſte der Anſchriftenmaſchinenſtelle zur Berichtigung der 
Anſchriftenplattenkartei V mitzuteilen. Die An⸗ 
ſchriftenplattenkartei V bildet die Grundlage für die 
auszufertigenden Sollkarten V ($ 33 Buch). Die 
Sollkarten V find in der Regel für alle in die An- 
ſchriftenplattenkartei V aufgenommenen Steuerpflichtigen 
uſw. auszufertigen. Es iſt an Hand der V.Liſte zu über- 
wachen, daß alle darin eingetragenen Steuerpflichtigen 
uſw. in die Anſchriftenplattenkartei V und 
auch in die Sollkartei V aufgenommen worden 
find (8 4 Abſatz 1 Ziffer 1b Bud). 

Es iſt an Hand der B-Lifte außerdem zu über- 
wachen, daß die Steuererklärungen rechtzeitig und 
vollſtändig eingehen (§ 4 Abſatz 1 Ziffer 10 
BuchO). Der Eingang der Steuererklärungen für die 
Steuern, deren Veranlagungsergebniſſe in der V-Liſte an- 
zuſchreiben find, und die Bewilligung einer weiteren 
Friſt für die Abgabe der Steuererklärungen find in den 
dafür vorgeſehenen Spalten der V-Liſte er ſichtlich zu 
machen ($ 13 Abſatz 1 Buchd). Die Abgabe der Um- 
ſatzſteuervoranmeldungen iſt an Hand des 
Um ſatzſteuer⸗Uberwachungsbogens zu über⸗ 
wachen (NdR-Erlaß vom 8. Dezember 1934 S 4030 — 51 III 
und Röß⸗Erlaß vom 9. Dezember 1935 8 2209 — 290 III 
uſw. Abſchnitt c Ziffer III 4 Buchſtabe b). 

Der Bezirksbearbeiter darf in die V⸗Liſte auch ſon⸗ 
tige Vermerke aufnehmen (8 13 Abſatz 4 Buch). Es 
werden bei der Bearbeitung der einzelnen Steuerfälle oft 
beſondere Vermerke erforderlich werden, die zweck⸗ 
mäßigerweiſe in die W-Lifte eingetragen werden, bei- 
ſpielsweiſe Vermerke über die Abgabe von Steuerakten an 
andere Stellen des Finanzamts, ſtatiſtiſche Anſchreibungen 
uſw. Die Beſteuerungsgrundlagen der Steuer⸗ 
pflichtigen uſw. — Einkommen, Vermögen, Umſatz — ſind 
dagegen nicht in der B-Lifte anzuſchreiben. Sie find aus 

en Steuerakten zu erſehen. 


PPöU% ⅛ —AuwÑ un 'in. 


3. Weiterer Inhalt 

Es find in die V⸗Liſte alle Arbeitgeber einzu⸗ 
tragen, die nach § 31 der Lohnſteuerdurchführungsbeſtim⸗ 
mungen vom 10. März 1939 zu der Führung von Lohn⸗ 
ſteuerkonten für ihre Arbeitnehmer verpflichtet find. 
Sie find in einem beſonderen Anhang zu der 
V-Liſte nachzuweiſen. Die Arbeitgeber find nicht in den 
beſonderen Anhang zu der V-Xifte aufzunehmen, wenn 
fe auch v⸗ſteuerpflichtig und aus dieſem Grund 
bereits in der V⸗Liſte enthalten find. Es werden 
dann dieſe Eintragungen mit dem Buchſtaben „A“ 
gekennzeichnet (§ 7 Abſatz 1 Satz 3 Buch O). Der 
Nachweis der Arbeitgeber in der V-Liſte und in dem 
beſonderen Anhang dazu bildet die Grundlage für 
die Arbeitgeberkartei, die nach § 24 Abſatz 1 
BuchO in der Veranlagungsabteilung (Lohn- 
ſteuerſtelle) zu führen iſt. Darin ſind alle 
Arbeitgeber anzuſchreiben, die in der V-Liſte vermerkt 
und in den Anhang dazu eingetragen ſind. Die Finanz⸗ 
kaſſe hat für die einzelnen Arbeitgeber die Soll- 
karten 2 zu führen, die in der Sollkartei Lver⸗ 
einigt find. Die Sollkarten L find für alle Arbeit- 
geber auszufertigen, die in die Arbeitgeberkartei auf⸗ 
genommen find (§ 50 Abſatz 2 Buch O). Es iſt an Hand der 
Eintragungen in die V-Lifte und in den Anhang dazu 
nachzuprüfen, ob alle Arbeitgeber in der 
Arbeitgeberkartei der Veranlagungs⸗ 
abteilung (eLohnſteuerſtelle) und auch in der 
Sollkartei der Finanzkaſſe enthalten find. 

Die Beſchwerden nach $ 237 AO gegen die Feſt⸗ 
ſetzungen von B-Steuern find in der V-Liſte erſichtlich 
zu machen ($ 23 Abſatz 2 Buch O). Die Einlegung einer 
Beſchwerde iſt dadurch zu kennzeichnen, daß die 
Buchſtaben „Bw“ in die Vermerkſpalte der V⸗Liſte ein- 
getragen werden. Es iſt außerdem der Tag zu ver⸗ 
merken, an dem die Beſchwerde erledigt worden iſt. 
Bei den Finanzämtern, bei denen die V-Tifte 8 4 Abſatz 7 
Buchd gemäß von der Meldeſtelle geführt wird, 
find die eingelegten Beſchwerden nach 8 237 AO von den 
Bezirksbearbeitern in einem beſonderen Ab⸗ 

chnitt der § 23 Abſatz 1 Buchd gemäß anzulegenden 
Rechtsmittelliſten nachzuweiſen (Rö ⸗Erlaß vom 
21. März 1935 H 2040 — 200 II Ziffer 10). 

Die Abgabe der Aufſichtsrats mit⸗ 
glieder, die veranlagt wird, und die feſtgeſetzte 
Wehrſteuer der Veranlagten ſind in der Spalte 12 der 
V-Liſte nachzuweiſen (Röß⸗Erlaß vom 27. September 1939 
II 2040 — 466 VI). 

Die Wandergewerbeſteuer und die Zu⸗ 
ſatzſteuer find in der Vermerkſpalte der V-Liſte anzu⸗ 
06 00 (Rd ⸗Erlaß vom 27. September 1939 H 2040 — 


Die Mehreinkommenſteuer, die auf Grund 
des Neuen Finanzplans vom 20. März 1939 zu erheben iſt, 
wird in die Spalten 10 und 11 der VLiſte eingetragen 
(Rd ⸗Erlaß vom 27. September 1939 FI 2040 — 466 VI). 

Der Kriegszuſchlag zur Einkommen- 
ſteuer iſt mit der veranlagten Einkommenſteuer, mit 
der er ur ſächlich zuſammenhängt, in der VöLiſte nach⸗ 
zuweiſen. Dabei iſt auf verſchiedenen Buchungs⸗ 
zeilen jeweils zu unterſcheiden: 

a) nach Einkommenſteuer, 

b) nachetwaigem Zuſchlag 8168 Abſatz 2 AO 
gemäß und 

e) nach Kriegszuſchlag 
ſteuer (Eg) 

(Hinweis auf Rd⸗Erlaß vom 7. September 1939 H 2040 

— 471 VI). 


zur Einkommen⸗ 


4. Führung 

Die V⸗Liſte und der Anhang dazu find von den 
Bezirksbearbeitern für je ein Rechnungs⸗ 
jahr zu führen und nach dieſem Rechnungsjahr zu 
benennen (8 4 Abſatz 6 Budo). Es gilt als ein 
Rechnungsjahr die Zeit vom 1. April eines Jahres bis zum 
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31. März des nächſtfolgenden Jahres (8 2 RSO). Das 
Rechnungsjahr wird benannt nach dem Jahr, in dem es 
beginnt. Das Rechnungsjahr 1940 hat beiſpielsweiſe am 
1. April 1940 begonnen und endet am 31. März 1941. 

Der Oberfinanzpräſident kann zulaſſen, daß die 
V-Liſte an einer Stelle des Finanzamts geführt wird, 
wenn das zweckmäßig erſcheint (§ 4 Abſatz 7 BuchO). 
Die V⸗Liſte iſt in dieſem Fall von der Meldeſtelle 
zu führen. Die Bezirksbearbeiter werden dadurch von ge- 
wiſſen mechaniſchen Arbeiten entlaſtet, zum Beiſpiel 
von der Eintragung der Veranlagungsergebniſſe § 17 Ab⸗ 
ſatz 4 Buchd gemäß, von der Ausfertigung der Steuer- 
beſcheide § 18 Abſatz 1 Buchd gemäß uſw. Es ſteht dieſem 
Vorteil aber der Nachteil gegenüber, daß die V⸗Liſte 
als tägliche Arbeitsliſte den Bezirksbearbeitern 
auf ihren Arbeitsplätzen nicht zur Verfügung 
ſteht. Die von den Bezirksbearbeitern auf Grund der 
V-Liſte auszuübende überwachungstätigkeit kann 
dadurch beeinträchtigt werden. Das gilt um ſo 
mehr, als beſondere Liſten über die N-Steuer- 
pflichtigen § 4 Abſatz 7 letzten Satz Buchd gemäß nicht 
geführt werden dürfen. 

Es iſt für jeden Steuerbezirk eines Finanz⸗ 
amts § 4 Abſatz 6 Satz 2 BuchO gemäß ein Teilband 
der V-⸗Liſte anzulegen, der mit der Bezirksnummer 
des betreffenden Steuerbezirks zu bezeichnen iſt. Es 
ſind ſomit bei jedem Finanzamt ſo viele Teil- 
bände der VöLiſte zu führen, als bei dem Finanzamt 
Steuerbezirke vorhanden ſind. Die Steuer⸗ 
bezirke find Teile des Finanzamtsbezirks, die 
nach verſchiedenen Geſichtspunkten gebildet werden 
können (8 2 Abſatz 1 Ziffer 4 Bud). 

Die V-Liſte iſt für die Veranlagungsabteilung des 
Finanzamts ſehr wichtig und iſt deshalb ſorg⸗ 
fältig und laufend zu führen. Die Sachbear⸗ 
beiter überwachen die ordnungsmäßige Führung 
der V-Liſte und haben fie von Zeit zu Zeit nach⸗ 
zuprüfen ($ 4 Abſatz 6 Satz 3 Buchd). Die Sach⸗ 
bearbeiter verſchaffen ſich dadurch einen allgemeinen 
überblick über den Stand der Eintragungen und über 
die Führung der V-Liſte. Die erfolgte Nachprüfung 
it auf der Titelſeite der V-Rifte zu vermerken 
(§ 4 Abſatz 6 letzter Satz Buch O). 


5. Anlegung 

Die Grundlagen für die Anlegung der V.Liſte 
für ein Rechnungsjahr bilden $ 6 Abſatz 1 Satz 1 BuchO 
gemäß: 

1. die Urliſte für die letzte Perſonenſtands⸗ 
und Betriebsaufnahme, 

2. die V⸗Liſte für das laufende Rechnungs- 
jahr und die Belege dazu. 

Die Perſonenſtands⸗ und Betriebsaufnahme findet in 
der Regel jährlich nach dem Stand vom 10. Oktober 
ſtatt. Sie wird von den Gemeindebehörden 
durchgeführt (§ 165 4 Abſatz 1 AO). Dieſe tragen die Er- 
gebniſſe in die Urliſten ein und überſenden ſie den 
Finanzämtern. Der Reichsminiſter der Finanzen hat auf 
Grund des § 165 Abſatz 2 AO am 16. Mai 1935 die Ver⸗ 


ordnung über die Auswertung der Per— 


ſonenſtands⸗ und Betriebsaufnahme (Auf⸗ 
ſtellung von Urliſten) erlaſſen und darin die Art und 
den Umfang der Erhebungen geregelt. Für die An⸗ 
legung der V-Liſte für ein Rechnungsjahr dienen als 
weitere Grundlagen die VLiſte für das laufende 
Rechnungsjahr und die Belege dazu. Es kommen als Be⸗ 
lege hauptſächlich in Betracht: 
1. die Meldungen über den Zugang und den 
Abgang von Steuerpflichtigen uſw., 
2. die überweiſungen von anderen Finanz⸗ 
ämtern nach § 54 u. f. Buch O, 
3. die Feſtſtellungen des Steuer fahn⸗ 
dungsdienſtes. 
Die V⸗Liſte für ein Rechnungsjahr iſt vor dem Ab⸗ 
lauf des unmittelbar vorangegangenen Kalenderjahrs 


anzulegen. Es war beiſpielsweiſe die V-Liſte für das 
Rechnungsjahr 1940 bis 31. Dezember 1939 aufzuſtellen. 
Die friſtgerechte Anlegung wird nur dann ge⸗ 
währleiſtet, wenn die Ergebniſſe der Perſonenſtands⸗ 
und Betriebsaufnahme ſofort nach ihrem Eingang be⸗ 
arbeitet werden. Es iſt eine wichtige Aufgabe 
der Bezirksbearbeiter, an Hand der einzelnen Unterlagen 
ſorgfältig zu prüfen, welche Steuerpflichtigen 
uſw. in die anzulegende B-Lifte aufzune hmen ſind. 
Die Prüfung gehört zu den Ermittlungen der Steuerpflicht 
nach § 29 Abſatz 2 AO und nach 8 204 AO. Die Steuer⸗ 
pflichtigen uſw., die zu einer V⸗Steuer nicht oder nicht 
mehr zu veranlagen und auch nicht mehr zu über⸗ 
wachen ſind, werden nicht in die anzulegende V⸗Liſte 
aufgenommen. Es ſind auch die Steuerpflichtigen 
uſw., deren bisherige Veranlagung einſchließ⸗ 
lich der Erhebung und der Erſtattung veranlagter Steuern 
bollſtändig erledigt iſt oder bis zu der Schließung 
der V-Liſte für das laufende Rechnungsjahr erledigt 
ſein wird, nicht mehr in der anzulegenden V-Liſte 
nachzuweiſen. Wenn bei Perſonen uſw. Zweifel be⸗ 
ſtehen, ob ſie zu einer oder zu mehreren V-Steuern 
veranlagt werden, ſo ſind ſie in die anzulegende V⸗Liſte 
aufzunehmen. Hinweis auf Ziffer 3b des Ror⸗ 
Erlaſſes vom 21. März 1935 H 2040 — 200 IT. 


Nach Ermittlung der in die V.Liſte aufzu⸗ 
nehmenden Steuerpflichtigen uſw. iſt die Anſchriftenplatten⸗ 
kartei V zu ergänzen und die V:Lifte mit der An⸗ 
ſchriftenmaſchine zu drucken (8 6 Abſatz 1 letzter Satz 
BuchO). Die aus der V-Lifte für das laufende Rechnungs⸗ 
jahr zu übernehmenden Steuerpflichtigen uſw. find 
in dem gleichen Teilband der anzulegenden V.Liſte 
nachzuweiſen. Es erſcheinen dadurch die Steuerpflichtigen 
uſw. in der anzulegenden B-Lifte in derſelben 
Reihenfolge und mit denſelben Unterſchei⸗ 
dungs nummern, mit denen fie in die V-Liſte für 
das laufende Rechnungsjahr eingetragen ſind. 
Die aus der laufenden V⸗Liſte nicht mehr zu über⸗ 
nehmenden Steuerpflichtigen uſw. werden in der anzu⸗ 
legenden VLiſte nicht mehr geführt. Ihre 
Unterſcheidungs nummern werden nicht als 
Leernummern in dieſe Liſte eingetragen, ſondern 
fie bleiben unbeſetzt. Es wird dadurch die lau- 
fende Nummernfolge in der VöLiſte unter⸗ 
brochen, ſo daß beiſpielsweiſe auf die Nummer 26 gleich 
die Nummer 30 folgen kann. Die freigewordenen 
Unterſcheidungs nummern dürfen erſt zwei 
Jahre nach Ablauf des Rechnungsjahres, in 
dem fie freigeworden find, einem anderen Steuerpflich⸗ 
tigen zugeteilt werden (§ 5 Abſatz 3 Buch). Der 
Führer der V‚Liſte vermerkt, wann eine frei⸗ 
gewordene Unterſcheidungsnummmer für einen in Zugang 
kommenden Steuerpflichtigen uſw. beſetzt werden 
kann. Die neu aufzunehmenden Steuerpflichtigen ſind 
86 Abſatz 2 Satz 2 Buch gemäß hinter dem letzten, 
aus der B-Lifte für das laufende Rechnungsjahr zu über⸗ 
nehmenden Steuerpflichtigen uſw. in laufender und 
an die letzte Unterſcheidungsnummer dieſer V⸗Liſte an⸗ 
ſchließender Nummernfolge einzutragen. 


. Es iſt nach der erfolgten Eintragung der Steuer⸗ 
pflichtigen uſw. auf den einzelnen Unterlagen die 
Steuernummer zu vermerken, unter der die Steuer⸗ 
pflichtigen uſw. in der V-Liſte nachgewieſen find. Dieſe 
Vermerte erleichtern den Überblick dar über, 
ob alle in den einzelnen Unterlagen enthaltenen Per⸗ 
ſonen uſw., die für die Veranlagung zu einer V-Steuer in 
Betracht kommen, in die B-Lifte aufgenommen find. 
Die Bezirksbearbeiter haben die er folgten Auf⸗ 
nah m en der Steuerpflichtigen uſw. auf der Titel⸗ 
ſeite jedes Teilbandes der N-Lifte unter Angabe des 
Tages zu beſcheinigen. Es wird dadurch ausgedrückt, 
daß die Bezirksbearbeiter alle Steuerp flichtigen 
u ſw. in die B-Lifte aufgenommen haben, die nach 
den ihnen zugegangenen Unterlagen darin nachzu⸗ 
weiſen waren. 
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6. Fortſchreibung 

Die Fortſchreibung der V-Liſte iſt eine 
wichtige Vorausſetzung für die vollſtändige 
Erfaſſung aller in dem Bezirk eines Finanzamts 
wohnenden Perſonen uſw. zu einer oder mehreren 
V- Steuern. Der Kreis der Steuerpflichtigen uſw. bei einem 
Finanzamt ändert ſich dauernd. Jeder Wechſel 
in dem Kreis der Steuerpflichtigen uſw. ändert auch in 
der Regel die örtliche Zuſtändigkeit der Finanz⸗ 
ämter. Ein Finanzamt wird für die Beſteuerung nach dem 
Einkommen, dem Ertrag, dem Vermögen und dem Umſatz 
von dem Zeitpunkt ab zuſtändig, in dem es 
von den ſeine Zuſtändigkeit begründenden Vorausſetzungen 
Kenntnis erlangt (8 75 AO). Die Zuſtändigkeit 
eines Finanzamts endet in dem Zeitpunkt, in dem ein 
anderes Finanzamt örtlich zuſtändig wird. Es 
ſind demgemäß alle Veränderun gen in dem Kreis 
der V⸗Steuerpflichtigen uſw. in der V⸗Liſte anzu⸗ 
ſchreiben. Wenn die B-Lifte nicht fortgeführt 
würde, ſo enthielte ſie bald viele Steuerpflichtige uſw., 
für die das Finanzamt nicht mehr zuſtändig wäre. 
Es würden anderſeits viele Steuerpflichtige darin 
fehlen, für die das Finanzamt inzwiſchen zu⸗ 
ſtändig geworden iſt oder die inzwiſchen neu in 
die Steuerpflicht eingetreten ſind. 

Die V-Liſte für ein Rechnungsjahr iſt bis zum 31. De⸗ 
zember dieſes Rechnungsjahres fortzuſchreiben 
($ 8 Abſatz 1 Satz 1 Buch). Es iſt beiſpielsweiſe die 
V- Liſte für das Rechnungsjahr 1940 bis zum 31. Dezember 
1940 fortzuſchreiben. Die nach dem 31. Dezember eines 
Jahres in Zugang kommenden Steuerpflichtigen 
uſw. ſind nur in die bereits angelegte V-Liſte für das 
neue Rechnungsjahr einzutragen. Es werden 
dadurch gleichlautende Eintragungen in zwei 
VLiſten vermieden, die in der Zeit vom 31. Dezember bis 
30. April eines jeden Jahres nebeneinander geführt 
werden. Die Neuzugänge von Steuerpflichtigen uſw., 
für die noch eine Sollkarte für das laufende Rech⸗ 
nungsjahr überwieſen wird oder an zulegen iſt, 
ſind nach dem 31. Dezember eines Jahres in den beiden 
nebeneinander g eführten B-Liften anzuſchreiben. 
Die während dieſer Zeit in Ab gang kommenden 
Steuerpflichtigen uſw. find in den beiden neb enein⸗ 
ander r V-Liſten zu ſtreichen. 

Als Unterlagen für die Fortſchreibung der 
V.Liſte dienen alle bei dem Finanzamt eingehenden An- 
zeigen über den Zugang und den Abgang 
oder iber die Verlegung des Wohnſitzes uſw. 
von natürlichen Perſonen, Körperſchaften, Vermögens⸗ 
maſſen, Perſonenvereinigungen, Betrieben und ſonſtigen 
Unternehmen (5 8 Abſatz 2 Buchd). Dieſe Anzeigen gehen 
dem Finanzamt hauptſächlich durch das polizeiliche 
Meldeweſen und durch die Mitteilungen der 
Regiſterbehörden zu. Sie werden 88 Abſatz 2 Satz 2 
Buchd gemäß zunächſt der Meldeſtelle zugeleitet. 
Dieſe ſichtet die vielen anfallenden Anzeigen. Die für 

ie Weiterbearbeitung nicht in Betracht kom⸗ 
menden Fälle find aus zuſcheiden, beiſpielsweiſe die 
Anzeigen über die Lohnſteuerpflichtigen. Sie find ge⸗ 
meindeweiſe und innerhalb der Gemeinde nach der 
Budftabenfolge aufzubewahren. Die 
übrigen durch die „Meldeſtelle geſichteten Unter 
agen find dem zuſtändigen Bezirksbearbeiter zuzu⸗ 
leiten. Dieſer prüft, ob die V.Liſte zu ergänzen 
oder zu berichti gen iſt und nimmt die etwa erforder⸗ 
chen Eintragungen in die V.Liſte vor (5 8 Abſatz 3 Buch O). 
Der Bezirksbearbeiter hat in Zweifelsfällen zur 
Vermeidung von unnötigen Eintragungen in die V.Liſte 
die erforderlichen Ermittlungen durch An⸗ 
tage bei den Gemeindebehörden oder bei den Steuer— 
pflichtigen anzuſtellen (§ 8 Abſatz 3 Satz 1 BuchO). 
Wenn die V.“Liſte § 4 Abſaß 7 Buch d gemäß von der 
eldeſtelle geführt wird, ſo iſt bei der Prüfung der 
Anzeigen in allen Zweifelsfällen der zuftändige 
esirksbearbeiter zu beteiligen. Die erfolgten 
intragungen werden auf den Anzeigen unter Angabe der 


. 


Steuernummer vermerkt und dieſe der Meldeſtelle 
zurückgeleitet, die ſie bei der Urliſte a u f= 
bewahrt. Die Akten der Steuerpflichtigen uſw., die 
8 54 u. f. Buchd gemäß von einem Finanzamt über- 
wieſen wurden und bei dem neuen Finanzamt für 
die Aufnahme in die V-Lifte nicht mehr in Betracht 
kommen, ſind bei der Meldeſtelle des neuen Finanz⸗ 
amts aufzubewahren. 

Die durch die Fortſchreibung der N-Rifte neu au F 
zunehmenden Steuerpflichtigen uſw. ſind in die ein⸗ 
zelnen Teilbände unter der jeweils letzten freien 
Unterſcheidungsnummer einzutragen ($ 9 Ab⸗ 
ſatz 1 Satz 1 Buch O). Sie find inderfelben Reihen⸗ 
folge anzuſchreiben, in der die Steuerpflichtigen uſw. bei 
der jährlichen Anlegung der V.Liſte § 6 Budo 
gemäß in dieſe aufzunehmen ſind. Wenn in der Zeit vom 
31. Dezember bis 30. April eines Jahres Eintragungen in 
die beiden nebeneinander geführten VLiſten 
— für das laufende Rechnungsjahr und für das neue Rech⸗ 
nungsjahr — erforderlich werden, dann erhalten 
die Steuerpflichtigen uſw. die nächſte in der neuen 
V.Liſte beſetzbare Unterſcheidungsnummer. Die Steuer⸗ 
pflichtigen uſw., die in dieſer Zeit nur in der neuen 
V-Liſte eingetragen werden, erhalten die nä ch ſte, be⸗ 
ſetzbare Unterſcheidungsnummer in der V⸗Liſte für das 
neue Rechnungsjahr. Es ſind dann die ent ſprechen⸗ 
den Nummern in der VLiſte für das laufende 
Rechnungsjahr nicht anderen Steuerpflichtigen uſw. zu⸗ 
zuteilen, ſondern frei zu laſſen. 

Es find in der V-Liſte die Namen der Steuer⸗ 
pflichtigen uſw. zu ſtreichen, die ihren Wohnſitz 
uſw. aus dem Steuerbezirk verlegen, für 
den der betreffende Teilband der V.Liſte geführt wird. 
Dieſe Steuerpflichtigen uſw. ſind entweder in einen 
anderen Teilband der VöLiſte desſelben Finanz⸗ 


amts zu übernehmen oder an ein anderes 


Finanzamt 8 54 u. f. Bucho gemäß zu über⸗ 
weiſen ($ 9 Abſatz 2 Buch O). Die Namen der Steuer⸗ 
pflichtigen uſw., deren Steuerp flicht im Laufe des 
Rechnungsjahres wegfällt, für das die V⸗Liſte geführt 
wird, ſind nicht zu ſtreichen. Sie werden aus der V-Liſte 
dadurch entfernt, daß ſie nicht mehr in die 
V-Liſte für das nächſtfolgende Rechnungsjahr über⸗ 
sommen werden. Die Streichungen in der 
V-Liſte find § 9 Abſatz 2 Buch gemäß fo vorzunehmen, 
daß die Namen der Steuerpflichtigen uſw. von links 
er nach rechts oben mit Blauſtift durchſtrichen 
werden. 


7. Eintragung der Veranlagungsergebniſſe 
Es find in der V⸗Liſte für ein Rechnungsjahr 

8 11 Abſatz 1 BuchdO gemäß anzuſchreiben: 

1. bei den Steuern, die für das Rechnungsjahr 
veranlagt werden: die Ergebniſſe der Ver⸗ 
anlagungen (Steuerfeftfekungen) für dieſes 
Rechnungsjahr, 

2. bei den Steuern, die für das Kalenderjahr 
veranlagt werden: die Ergebniſſe der Ver⸗ 
anlagungen (Steuerfeſtſetzungen) für das dem 
Rechnungsjahr unmittelbar voran- 
gegangene Kalenderjahr. 

Als Ergebnis der Veranlagung (Steuerfeſtſetzung) 
gelten: 

1. der feſtgeſetzte Steuerbetrag, 

2. ein etwaiger Zuſchlag nach 8 168 Ab⸗ 
ſatz 2 A O, 8 

3. der Steuermeßbetrag bei der Gewerbe— 
ſteuer. 


Ein feſtgeſetzter Steuerbetrag iſt ein Be⸗ 
trag, der für ein Kalenderjahr oder für ein 
Rechnungsjahr feſtgeſetzt worden iſt. Die Vor⸗ 
aus zahlungsbeträge und die Säumnis⸗ 
zuſchläge gehören nicht zu den feſtgeſetzten Beträgen 
im Sinn der Buchungsordnung und ſind nicht in der 
V-Liſte anzuſchreiben. Bei der Einkommenſteuer und 


. 
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bei der Körperſchaftſteuer können Beträge durch 
Steuerabzug — vom Arbeitslohn oder vom Kapital⸗ 
ertrag — bereits einbehalten ſein. Es werden in 
dieſen Fällen als Veranlagungsergebniſſe die Steuer⸗ 
feſtſetzungen, die um etwaige durch Steuerabzug 
einbehaltene Steuerbeträge vermindert ſind, in die 
V-Liſte eingetragen. Das find die Beträge, die die Finanz⸗ 
kaſſe zu erheben hat. Die durch Steuerabzug ein⸗ 
behaltenen Beträge gehören nicht zu den Veranlagungs⸗ 
ergebniſſen. Sie ſind jedoch bei der Anſchreibung der 
Veranlagungsergebniſſe in der B-Lifte in der Spalte 22 
nachrichtlich zu vermerken (Rdg⸗Erlaß vom 
27. September 1939 H 2040 — 466 VI). 

Die Veranlagungsergebniſſe ſind auf Grund der 
Berechnungsbogen von dem Führer der V.Liſte in 
dieſe einzutragen ($ 17 Abſatz 4 Buch S). Die Steuerfeſt⸗ 
ſetzungen werden für die Steuern, die für das Rech— 
nungsjahr veranlagt werden, in die VLiſte für 
dieſes Rechnungsjahr eingetragen. Es iſt beiſpielsweiſe 
die Vermögenſteuer für das Rechnungsjahr 1940 in der 
V-⸗Liſte für das Rechnungsjahr 1940 anzuſchreiben. Die 
Ergebniſſe der Steuern, die für das Kalenderjahr 
veranlagt werden, find in der V-Liſte für das Rechnungs⸗ 
jahr anzuſchreiben, in dem die allgemeine Ver— 
anlagung für dieſe Steuern ſtattfindet. Sie werden 
regelmäßig in der erſten Hälfte des Rechnungsjahres feſt⸗ 
geſetzt, das auf das Kalenderjahr folgt, das der Ver⸗ 
anlagung zugrunde liegt. Es findet beiſpielsweiſe die Ver⸗ 
anlagung der Einkommenſteuer für das Kalenderjahr 1989 
in der erſten Hälfte des nächſtfolgenden Rechnungsjahres 
1940 ſtatt. Das Veranlagungsergebnis iſt in die V.Liſte 
für das Rechnungsjahr 1940 einzutragen. Die Ergebniſſe 
der ausnahmsweiſe in den Monaten Januar bis 
März vorgenommenen Veranlagungen für das ab⸗ 
gelaufene Kalenderjahr ſind in der bereits an⸗ 
gelegten V⸗Liſte für das neue Rechnungsjahr ein⸗ 
zutragen. Die Veranlagungen, die vor dem Ablauf 
des Kalenderjahres vorgenommen werden — beiſpielsweiſe 
bei dem Wegfall der Steuerpflicht nach $ 25 Abſatz 2 EStG 
— ſind vorläufig in eine Anlage zu der B-Lijte 
für das laufende Rechnungsjahr einzutragen (§ 11 Abſatz 2 
Buch O). Es find dieſe Veranlagungsergebniſſe nach der 
Anlegung der V.Liſte für das neue Rechnungsjahr in 
dieſe zu übernehmen. Der Führer der V-Lilte hat 


die Übernahme in der Vermerkſpalte der V.Liſte für 


das laufende Rechnungsjahr anzuſchreiben. Er gibt 
Bet den Tag an und ſetzt fein Namenszeichen 
azu. 

Die im voraus feſtzuſetzende Wan der⸗ 
gewerbeſteuer und die Zuſatzſteuer ſind in der 
Vermerkſpalte der V-Liſte für das Rechnungsjahr anzu⸗ 
ſchreiben, das in dem Kalenderjahr beginnt, für das 
die Steuer feſtgeſetzt wird. (Hinweis auf die Aus⸗ 
führungsanweiſung zu dem Wandergewerbeſteuergeſetz vom 
31. Dezember 1937 Abſchnitt B IV.) Es iſt beiſpielsweiſe 
die Wandergewerbeſteuer für das Kalenderjahr 1940 in der 
V⸗Liſte für das Rechnungsjahr 1940 anzuſchreiben. 

Es iſt außer dem Veranlagungsergebnis die Art 
der Feſtſetzungsverfügung in den dafür vor⸗ 
geſehenen Spalten der B-Lifte anzugeben, zum Bei⸗ 
ſpiel Steuerbeſcheid, Feſtſetzungsbeſcheid uſw. Die vor- 
läufigen Steuerfeſtſetzungen ſind wie die 
endgültigen Steuerfeſtſetzungen in der 
V-Liſte anzuſchreiben; fie find jedoch durch die Buchſtaben 
„St“ zu kennzeichnen. Wenn die vorläufigen 
Steuerfeſtſetzungen für endgültig erklärt werden, ſo 
ft das unter Angabe des Tages der Ver⸗ 
fügung in der V‚Liſte zu vermerken (8 11 Abſatz 4 
Satz 1 Buch O). 

Die Steuermeßbeträge bei der Gewerbeſteuer 
find in die Spalten 19 bis 21 der V-Liſte einzutragen. Die 
Anſchreibung bei den Gewerbeſteuerfällen, bei denen 
viele Teilbeträge des Steuermeßbetrages auf aus⸗ 
wärtige Betriebsgemeinden entfallen, regelt ſich 
nach dem Röo⸗Erlaß vom 21. März 1935 H 2040 — 200 JI 
Ziffer 8 b. 


8. Eintragung der Anderungen von Veranlagungsergebniſſen 


Die Anderungen von Veranlagungsergebniſſen 
durch Rechtsmittelentſcheidungen oder durch Berichtigungen 
einſchließlich der Berichtigungsveranlagungen ſind in der 
V-Liſte anzuſchreiben, in der die urſprünglichen 
Veranlagungsergebniſſe nachgewieſen waren (8 11 Abſatz 3 
Satz 1 BuchO). Der Beſcheid uſw. über die Anderung 
iſt über den ganzen Steuerbetrag auszufertigen, 
der für den Veranlagungszeitraum jetzt gilt. Die Be⸗ 
ſcheide uſw. über Anderungen dürfen nicht etwa über die 
feſtgeſetzten Mehrbeträge oder über die feſtgeſetzten 
Minderbeträge gegenüber den urſprünglichen Steuer⸗ 
feſtſetzungen lauten ($ 20 Abſatz 1 Bud). 

Die Anderungen werden in die B-Lifte fo eingetragen, 
daß die neuen Beträge unter den bisherigen 
Beträgen auf den folgenden Zeilen unter An⸗ 
gabe der die Anderungen herbeiführenden Verfügungen — 
Entſcheidungen — angeſchrieben werden. Es wird dabei 
der bisherige Betrag nicht durchſtrichen. 
Die Eintragungen, die von Anfang an auf einem 
Fehler beruhten und deshalb falſch waren — bei⸗ 
ſpielsweiſe unrichtige übertragung des Betrags von dem 
Berechnungsbogen in die V.Liſte — gelten nicht als 
Anderungen in dieſem Sinn. Dieſe Fehler ſind § 88 Ab⸗ 
ſatz 4 Satz 1 AK O gemäß zu berichtigen. 

Die V-Liſte, in der das urſprüngliche Ver⸗ 
anlagungsergebnis angeſchrieben war, kann § 14 Buch 
gemäß bereits geſchloſſenſein. Es wird in dieſem 
Fall das geänderte Veranlagungsergebnis in die 
VLiſte für das Rechnungsjahr eingetragen, in dem der 


Berichtigungsbeſcheid (Enticheidung) erteilt wird (8 11 


Abſatz 3 Satz 2 Bud). Es gilt § 11 Abſatz 5 BuchO ge⸗ 
mäß ein Beſcheid in dem Rechnungsjahr als erteilt, 
in das der Tag fällt, deſſen Datum der Be⸗ 
ſcheid trägt. Die Anderung uſwi iſt in der VLiſte 
in der Spalte für die in Betrachtkommende Steuer⸗ 
art nachzuweiſen. Die Anſchreibung iſt jedoch von der Ein- 
tragung für das laufende Rechnungsjahr zu trennen. 
Es wird außerdem auf die urfprüngliche Steuer- 
feſtſetzung hin gewieſen. 


9. Eintragung der Ergebniſſe von Nachveranlagungen, von 
Neuveranlagungen und von Freiveranlagungen 

Die Ergebniſſe der Nachveranlagungen ſind 
in die V-Liſte für das Rechnungsjahr einzutragen, in 
dem der Beſcheid über die Nachveranlagung erteilt 
wird (§ 12 Abſatz 1 BuchO). Sie find in der V.Liſte in 
der Spalte für die in Betracht kommende Steuer⸗ 
art anzuſchreiben und von den Anſchreibungen für 
das laufende Rechnungsjahr zu trennen. Eine Nach⸗ 
veranlagung ſetzt voraus, daß der betreffende Steuer— 
pflichtige uſw. bei der ordentlichen Veranlagung 
nicht erfaßt wurde; es war beiſpielsweiſe die Stener⸗ 
pflicht dem Finanzamt nicht bekannt. 

Die Ergebniſſe der Neuveranlagungen ſind 
8 12 Abſatz 2 BuchO gemäß in die V.Liſte für das Rech⸗ 
nungsjahr einzutragen, von deſſen Beginn ab ſie 
gelten. it dieſe V-Liſte § 14 BuchO gemäß bereits 
geſchloſſen, ſo ſind die Veranlagungsergebniſſe in die 
V-Liſte für das Rechnungsjahr einzutragen, in dem der 
Beſcheid über die Neuveranlagung erteilt wir d. Eine 
Neuveranlagung findet ſtatt, wenn fih die Grundlage 
geändert hat, die für die urſprüngliche Ver⸗ 
anlagung maßgebend war. Es gibt beiſpielsweiſe Neu⸗ 
veranlagungen bei der Vermögenſteuer, wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen des 813 VermSt® gegeben ſind. 

Führt die Veranlagung eines Steuerpflichtigen uſw. 
zu einer Freiveranlagung, ſo iſt die Ziffer 0 
in die Betragſpalte für die in Betracht kommende Steuer⸗ 
art in die V-Liſte einzutragen ($ 12 Abſatz 3 Satz 1 Buch O). 
Die Freiveranlagungen ergeben ſich, wenn auf 
Grund der ermittelten Beſteuerungsgrundlagen an Hand 
des Berechnungsbogens ein Steuerbetrag nicht feſtzu⸗ 
legen iſt. Die Ziffer 0 iſt auch in die Spalte für den 
Steuerbetrag einzutragen, wenn eine feſtgeſetzte Steuer 
anf Grund der Vorſchriften der einzelnen Steuergeſetze 
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nicht zu erheben ift (8 12 Abſatz 3 Satz 2 BuchO). 
Es iſt in dieſen Fällen unter der Ziffer O die Geſetzes⸗ 
ſtelle in Klammern anzugeben, auf der die Nicht⸗ 
erhebung beruht. 

Die Fälle, bei denen ſich ſchon aus der ab- 
gegebenen Steuererklärung ergibt, daß keine 
Steuer feſtzuſetzen iſt, werden mit dem Vermerk 
„md“ (nicht veranlagt) in die V-Liſte aufgenommen. 
Die Beſteuerungsgrundlagen werden nicht be- 
ſonders ermittelt und die Steuer wird nicht be⸗ 
rechnet, zum Beiſpiel nach $ 46 Abſatz 2 EStG. Dieſe 
Fälle ſind auf dem Berechnungsbogen oder in einer be⸗ 
ſonderen Verfügung als „nv“ aktenkundig zu 
machen ($ 17 Abſatz 1 Satz 2 Buch). 


10. Schließung 

Die V.Liſte für ein Rechnungsjahr iſt am 3 0. Apr il 
des nächſtfolgenden Rechnungsjahres für 
ſämtliche Eintragungen zu ſchließen (§ 14 Buch). 
Eine beſondere Form des Abſchluſſes iſt nicht 
vorgeſehen. Es iſt nach dem 30. April eines Jahres nichts 
mehr in die abgeſchloſſene V-Tifte einzutragen. Die 
Eintragungen in eine B-Lifte werden in der Regel nicht 


in die V-Liſte für das nächſtfolgende Rechnungsjahr über- 
tragen. Es ſind jedoch die Vermerke über 
eingelegte Beſchwerden nach § 237 AO in die 
V-⸗Liſte für das nächſtfolgende Rechnungsjahr zu über⸗ 
nehmen, wenn die Beſchwerden bei der Schließung 
der VöLiſte noch unerledigt find (§ 14 Satz 2 
Buch O). Die Vermerke find jo lange in die V Liften 
für die nächſtfolgenden Rechnungsjahre zu über⸗ 
tragen, bis die Beſchwerden erledigt ſind. 
Wenn bei der Schließung der V-Liſte noch vorläufige 
Steuerfeſtſetzungen vorhanden ſind, die noch nicht 
durch endgültige Steuerfeſtſetzungen erſetz t oder für end⸗ 
gültig erklärt worden ſind, fo iſt in der V.Liſte 
für das nächſte Rechnungsjahr und erforderlichen⸗ 
falls auch für die folgenden Rechnungs⸗ 
jahre in der Spalte für die in Betracht kommende Steuer- 
art darauf hinzuweiſen (§ il Abſatz 4 Satz 2 
Buch) 


Der Stichtag für die Schließung der Soll⸗ 
fartei Ve für ein Rechnungsjahr iſt nach dem Rd ⸗Erlaß 
vom 27. September 1939 H 2030 — 503 VI auf den 
30. Juni des nächſtfolgenden Rechnungs- 
jahres feſtgeſetzt worden. 


| Eildien ſt⸗ Nachrichten | 


Zur Frage der Ainderermäfigung wegen 
haushaltszugehörigkeit 


$ 82 und $ 39 SStch 1939 gemäß wird Kinderermäßigung 
u.a, gewährt für minderjährige Kinder und andere minderjährige 
Angehörige, die zum Haushalt des Steuerpflichtigen gehören. 

Der Reichsfinanzhaf hatte ſich im Urteil vom 22. Auguſt 1940 
IV 79/40 mit der Frage der Haushaltszugehörigkeit von Kindern 
in dem folgenden Fall zu beſchäftigen: 

Ein Arbeitnehmer hatte in früheren Jahren ſeine volljährige 
Tochter und deren zwei minderjährige Kinder in ſeinen Haushalt 
aufgenommen und die Koſten des Unterhalts und der Erziehung 
für die Tochter und deren Kinder getragen. In Jahr 1939 kamen 
die Kinder in eine ſtaatliche Oberſchule mit eigenem Schulheim 
(Internat). Die Koſten des Schulgelds, der Lehrmittel und der 
Lebenshaltung der Kinder wurden überwiegend aus Ausbildungs⸗ 
beihilfen des Reichs beſtritten. Ungefähr gleichzeitig verließ die 
Tochter des Steuerpflichtigen deſſen Haushalt und trat eine aus⸗ 
wärtige Stellung an. Die Tochter mietete ſich auswärts ein 
möbliertes Zimmer ohne Kocheinrichtung. Die Koſten, die die 
Kinder verurſachen, und die nicht durch die Ausbildungsbeihilfen 
gedeckt ſind, werden durch die Mutter der Kinder getragen. Die 
Wäſche und Kleider der Kinder werden im Haushalt des Steuer⸗ 
pflichtigen (Großvaters) gereinigt. Die Kinder verbringen ihre 
Ferien im Haushalt des Steuerpflichtigen. 

Der Reichsfinanzhof hat angenommen, daß in einem ſolchen 
Fall die Kinder auch nach ihrer Unterbringung in dem Schulheim 
der Oberſchule noch zum Haushalt des Steuerpflich⸗ 
tigen (Großvaters) gehören. Der Reichsfinanzhof ver⸗ 
neint die Auffaſſung, daß die Kinder zum Haushalt ihrer 
Mutter, der Tochter des Steuerpflichtigen, gehören. Die 
Mutter führt nach Auffaſſung des Reichsfinanzhofs keinen 
Haushalt. Das Wohnen in einem möblierten Zimmer ohne 
Kocheinrichtung reicht zur Annahme eines Haushalts nicht aus. 
Die Kinder haben die Beziehungen zum Haushalt ihrer Groß⸗ 
eltern, in dem ſie ihre Ferien berbringen und in dem ihre Kleider 
und ihre Wäſche betreut werden, nicht gelöſt. Dem Steuerpflich⸗ 
tigen (Großvater) ſteht deshalb auch weiterhin die Kinderermäßi⸗ 
gung für ſeine Enkelkinder zu. Oe. 


Cohnſteuer von Einmalprämien zugunſten eines 
Arbeitnehmers 


Der Reichsfinanzhof hatte im Urteil vom 22. Auguſt 1940 
IV 109/40 den folgenden Fall zu entſcheiden: 

Ein Arbeitgeber hatte zugunſten eines Arbeitnehmers eine 
Rentenverſicherung abgeſchloſſen und das Verſicherungsentgelt 
in Form einer Einmalprämie entrichtet. Die Einkommenſteuer⸗ 
pflicht (Lohnſteuerpflicht) dieſes Betrags iſt nicht ſtreitig. Der 
Arbeitnehmer, der zu veranlagen iſt, verlangt aber die Anwendung 
des g 84 EStG auf die Einmalprämie. 

Der Reichsfinanzhof hat dem Antrag des Arbeitnehmers ent⸗ 
rochen. Der Reichsfinanzhof iſt nunmehr geneigt, bei Zuwen⸗ 


dungen an Arbeitnehmer auch dann außerordentliche Ein⸗ 
künfte im Sinn des § 34 Abſatz 2 Ziffer 1 CSt& 1939 anzu⸗ 
nehmen, wenn die Vergütung nicht für eine klar abgrenzbare 
Sondertätigkeit des Arbeitnehmers gewährt wird. Der Reichs⸗ 
finanzhof ſtellt für die Anwendung des § 34 SSt jetzt den 
Geſichtspunkt in den Vordergrund, daß ein wirtſchaftlich 
zu reichender Grund für die Zuſammenfaſſung 
einer Vergütung für längere Zeit in einem Ver⸗ 
anlagungszeitraum erſichtlich iſt. Dieſe Entwicklung der Recht⸗ 
ſprechung hatte ſich ſchon in dem Urteil vom 29. Februar 1940 
TV 2940/40 gezeigt. Hinweis auf DStZ 1940 Nr 21 „Gehalts⸗ 
nachzahlungen als außerordentliche Einkünfte (8 34 ESS)". Es 
wäre nach Auffaſſung des Reichsfinanzhofs aber kein ausreichen⸗ 
der wirtſchaftlicher Grund für eine Zuſammenfaſſung von Ver⸗ 
gütungen mehrerer Jahre in einem Veranlagungszeitraum, 
wenn erſt nachträglich erkannt wird, daß ein Arbeitnehmer höhere 
Bezüge verdient, als ihm bisher ausbezahlt worden ſind. Einen 
ausreichenden wirtſchaftlichen Grund in dieſem Sinn erblickt der 
Reichsfinanzhof aber in der Vorauszahlung oder Nachzahlung 
von Verſicherungsprämien mehrerer Jahre zugunſten eines 
Arbeitnehmers durch einen Arbeitgeber, wenn dadurch günſti⸗ 
gere Prämienſätze erzielt werden oder den Satzungen 
einer Verſorgungseinrichtung beſſerentſprochen wird. 8 84 
Abſatz 2 Ziffer 1 ESt& iſt deshalb in ſolchen Fällen auf Einmal⸗ 
prämien anzuwenden, wenn dadurch ein günſtigerer Prämienſatz 
als bei laufenden Prämienzahlungen erreicht wird. Der Reichs⸗ 
miniſter der Finanzen iſt dieſer Auffaſſung des Reichsfinanzhofs 
ausdrücklich beigetreten. Oe. 


Abführung erſparter Cohnteile, fteuerliche Begünſtigung der 
Mehrarbeit 


Es haben ſich auf dem Gebiet der Abführung erſparter Lohn⸗ 
teile und der Anwendung des Erlaſſes vom 18. Dezember 1939 
S 2228 — 21 III (ſteuerliche Begünſtigung der Mehrarbeit) die 
folgenden Fragen ergeben: 


1. Müſſen die Mehrarbeitszuſchläge für die neunte und zehnte 
Arbeitſtunde auch dann an das Finanzamt abgeführt werden, 
wenn in eine Woche ein Feiertag fällt, und dadurch in 
der Woche nicht mehr als 48 Arbeitſtunden geleiſtet werden, 
obwohl die tägliche Arbeitszeit acht Stunden überſteigt? 

2. In einem Betrieb wird täglich zehn Stunden gearbeitet. Die 
Mehrarbeitszuſchläge für die neunte und zehnte Arbeitſtunde 
werden an das Finanzamt abgeführt. Es müſſen an 
zahlungspflichtigen Feiertagen den Gefolg⸗ 
ſchaftsmitgliedern des Betriebs zehn Stunden bezahlt werden. 
Kann in dieſem Fall die Feiertagsvergütung in voller 
Höhe, das heißt ein ſchließlich der Mehrarbeitszuſchläge 
für die neunte und zehnte Arbeitſtunde an die Gefolgſchafts⸗ 
mitglieder ausgezahlt werden oder müſſen dieſe Mehr⸗ 
arbeitszuſchläge an das Finanzamt abgeführt werden? Iſt 
der Teil der Feiertagsvergütung, der ſich als Entgelt für die 


mn . 
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neunte und zehnte Arbeitſtunde darſtellt, „Mehrarbeitslohn“ 
dem Erlaß vom 18. Dezember 1939 S 2228 — 21 III gemäß 
ſteuerlich begünſtigt? 

3. Das Urlaubsgeld eines Arbeitnehmers, der bezahlten 
Urlaub erhält, wird nach ſeinem letzten Arbeitslohn ein⸗ 
ſchließlich des zuletzt erzielten Mehrarbeitslohns bemeſſen. 
Muß in dieſem Fall von dem Urlaubsgeld der Teil, der den 
Mehrarbeitszuſchlägen entſpricht, ausgeſondert und an 
das Finanzamt abgeführt werden? Iſt dieſer Teil des Urlaubs⸗ 
gelds dem Erlaß vom 18. Dezember 1939 8 2228 — 21 III ge⸗ 
mäß als Mehrarbeitslohn ſteuerbegünſtigt? 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat zu den geſtellten Fragen 
in einem Erlaß vom 16. Auguſt 1940 8 2356 — 132 III wie folgt 
Stellung genommen: 

Zu 1: Die Frage iſt zu bejahen. 

Zu 2: Die Abführungspflicht iſt zu bejahen. Der Reichs⸗ 
miniſter der Finanzen iſt aber widerruflich aus Billigkeitsgründen 
damit einverſtanden, daß von der Abführung des Mehrarbeits⸗ 
zuſchlags in dieſen Fällen abgeſehen wird. Der Erlaß vom 18. De⸗ 
zember 1939 iſt auf das Mehrarbeitsentgelt anwendbar. 

Zu 3: Die Ausführungen zu 2 gelten entſprechend. Oe. 


Steuerliche Behandlung der Bezüge von Ordensmitgliedern 
und Diakoniſſen 

Die grundſätzlichen Fragen zur Beſteuerung geiſtlicher 
Orden und deren Angehörigen ſind in Dotg 1940 
Nr 19 behandelt worden. Im Abſchnitt 5 des Aufſatzes iſt dar- 
gelegt, daß die Entgelte für Arbeitsleiſtungen der Ordensmitglie⸗ 
der nach der neueren Auffaſſung (Familientheorie) nicht bei den 
en Ordensmitgliedern ſelbſt, ſondern beim Orden erfaßt 
werden. 

Für die Einkommenſteuer, die Wehrſteuer und 
die Bürgerſteuer ergibt ſich daraus das folgende: 

Die Bezüge, die die Ordensmitglieder für eine im Rahmen 
ihrer Ordensangehörigkeit ausgeübte Tätigkeit erhalten, ſind 
nicht einkommenſteuerpflichtig. Sie unterliegen des⸗ 
halb auch nicht dem Steuerabzug vom Arbeitslohn (Lohnſteuer). 
Das gleiche gilt für die Sachbezüge, die den Ordensmitgliedern 
von den Orden gewährt werden. Die Sachbezüge laſſen ſich in 
keine der Einkunftsarten des § 2 Abſatz 3 EStG einordnen. Es 
liegen insbeſondere keine Einkünfte aus nichtſelbſtändiger Arbeit 
und auch keine ſonſtigen Einkünfte vor. Das gilt ſowohl für die 
wirtſchaftlich tätigen als auch für die nmichtwirt⸗ 
ſchaftlich tätigen Ordensmitglieder. 

Die Ordensmitglieder ſind unter den Vorausſetzungen des 
$ 1 WehrStG und des § 1 der Erſten Wehr Std perſönlich 
wehrſteuerpflichtig. Die nichtwirtſchaftlich täti⸗ 
gen Ordensmitglieder ſind aber mangels einer Beſteuerungs⸗ 
grundlage zur Wehrſteuer nicht heranzuziehen. Die wirt⸗ 
ſchaftlichtätigen Ordensmitglieder find § 4 Abſatz 2 Satz 2 
der Erſten Wehr st DVo gemäß unter Zugrundelegung eines Ein⸗ 
kommens von 500 RM zur Wehrſteuer zu veranlagen. Die An⸗ 
ordnungen in dem Rdß⸗Erlaß vom 30. Mai 1938 8 2735 — 2 IT 
ſind als überholt anzuſehen. 

Die Ordensmitglieder ſind unter den Vorausſetzungen des 
§ 2 Abſatz 1 BStG perſönlich bürgerſteuerpflichtig. Sie 
ſind als einkommenſteuerfrei im Sinn des § 8 Abſatz 2 
BStcß gemäß § 8 Abſatz 1 BSG nach dem kleinſten Steuermeß⸗ 
betrag von 3 R M oder $ 8 Abſatz 3 BStG gemäß nach dem 
ermäßigten Steuermeßbetrag von 2 R M grundſätzlich zur 
Bürgerſteuer heranzuziehen. 

Die Erhebung der Bürgerſteuer von den nichtwirt⸗ 
ſchaftlich tätigen Ordensmitgliedern kommt aber nicht in 
Betracht. Das beruht darauf, daß die Sachbezüge, die den Ordens: 
mitgliedern von den Orden gewährt werden, nicht zu den Ein⸗ 
fünften im Sinn des EStG gehören. Hinweis auf § 15 Abſatz 1 
Ziffer 1 und § 16 Abſatz 4 Ziffer 1 BES, Bei den in eigenen 
gewerblichen Betrieben des Ordens wirtſchaftlich tätigen 
und bei den außerhalb des Ordens im Betrieb 
eines anderen wirtſchaftlich tätigen Ordensmitglie⸗ 
den kommt die Erhebung der Bürgerſteuer nur in Betracht, wenn 
der halbe Wert der gewährten Sachbezüge und ſonſtigen Vor⸗ 
teile die Freigrenze überſteigt. Hinweis auf § 15 Abſatz 1 Ziffer 1 
und § 16 Abſatz 4 Ziffer 3 BSG. Die Bürgerſteuer iſt von den 
einzelnen Ordensmitgliedern in jedem Fall durch Steuer⸗ 
be ſcheid anzufordern. Hinweis auf § 13 Abſatz 1 Ziffer 2 
BStG. 

Die Bezüge von Diakoniſſen find ſteuerlich anders 
zu behandeln als die Entgelte für Arbeitsleiſtungen der Ordens⸗ 
mitglieder. Diakoniſſen, die einem Mutterhaus angehören, ſind 
nach anerkannter Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs Arbeit 
nehmerinnen des Mutterhauſes. Es macht dabei keinen 


Unterſchied, ob ſie im Mutterhaus oder auf Außen⸗ 
plätzen tätig ſind. Für die Heranziehung der Diakoniſſen zur 
Lohnſteuer und zur Bürgerſteuer ſind die allge⸗ 
meinen Vorſchriften maßgebend. O. 


Bürgerſteuer der aus Italien zurückkehrenden 
Volksdeutſchen 


Es kehren auf Grund der Vereinbarungen, die zwiſchen der 
Deutſchen Reichsregierung und der Italieniſchen Regierung ge⸗ 
troffen worden ſind, viele Volksdeutſche aus Italien in 
das Reichsgebiet zurück. Die Rückwanderer werden mit dem 
Tag des Zuzugs bürgerſteuerpflichtig. Maßgebend 
für die Steuerpflicht und für die Steuerberechtigung ſind die Ver⸗ 
hältniſſe am Tag des Zuzugs. Hinweis auf § 3 Satz 4 BStG, 

Die beſonderen Verhältniſſe, unter denen die Volksdeutſchen 
aus Italien in das Reichsgebiet zurückkehren, rechtfertigen auch 
ſteuerlich ein Entgegenkommen. Der Reichsminiſter des 
Innern und der Reichsminiſter der Finanzen haben deshalb in 
einem Runderlaß bom 15. Mai 1940 V St 1194/05630 und 
L 2600—26 III das folgende beſtimmt: 


„Wir halten eine Heranziehung dieſer Perſonen zur Bürger⸗ 
ſteuer für das laufende Kalenderjahr nicht für erwünſcht und 
erſuchen die Gemeinden, alle nach dem 10. Oktober 1939 zu⸗ 
gezogenen Rückwanderer von der Bürgerſteuer für das 
Kalenderjahr 1940 freizuſtellen.“ 


Der Runderlaß vom 15. Mai 1940 iſt im RMBliv 1940 S. 959 
veröffentlicht. 0. 


Bürgerfteuerpflicht von Arbeitnehmern im Protektorat 
Böhmen und Mähren 


Die Bürgerſteuerpflicht von Perſonen, die nach dem Stich: 
tag ihren Wohnſitz (gewöhnlichen Aufenthalt) aus dem anderen 
Reichsgebiet in das Protektorat Böhmen und 
Mähren verlegen, bleibt beſtehen. Hinweis auf die Gildienſt⸗ 
Nachricht in DStg 1940 Nr 19. Dort iſt ausgeführt, daß eine 
Erhebung der Bürgerſteuer im Abzugsver fahren nicht 
stattfindet. Der Steuerpflichtige muß die auf ſeiner Lohnſteuer⸗ 
karte angeforderte Bürgerſteuer ſelbſt an die ſteuerberechtigte 
Gemeinde entrichten. Es iſt aber nach Anſicht des Reichsminiſters 
der Finanzen nichts dagegen einzuwenden, wenn der Arbeitgeber 
die einzelnen Bürgerſteuerteilbeträge im ausdrücklichen 
Einvernehmen mit dem Arbeitnehmer einbehält 
und für den Arbeitnehmer als deſſen Beauf⸗ 
tragter an die zuſtändige Gemeindekaſſe abführt. O. 


Bürgerfteuerpflicht von Arbeitnehmern aus dem General- 
gouvernement und aus den eingegliederten Oftgebieten 


Es ſind Zweifel darüber aufgetreten, ob Arbeitnehmer, die 
aus dem Generalgouvernement und aus den eingegliederten Oſt⸗ 
gebieten zuziehen, im Jahr des Zuzugs bürgerſteuer⸗ 
pflichtig ſind. 

Maßgebend für die Steuerberechtigung und für die Steuer- 
pflicht find bei der Bürgerſteuer die Verhältniſſe am 
Stichtag. Stichtag iſt der 10. Oktober des Kalenderjahrs, das 
dem Erhebungsjahr borangeht. Bei Perſonen, die nach dem 
10. Oktober aus dem Ausland zuziehen, iſt Stichtag der Tag 
des Zuzugs. 

Das Generalgoubernement iſt ſtaatsrechtlich ein 
Gebilde beſonderer Art. Es gehört nicht zum Deutſchen Reichs⸗ 
gebiet, iſt alſo Ausland im Sinn des Bürgerſteuerrechts. 
Arbeitnehmer, die im Laufe des Kalenderjahrs 1940 aus dem 
Generalgouvernement in eine inländiſche Gemeinde zuziehen, find 
vom Tag des Zuzugs ab bürgerſteuerpflichtig, wenn ſie die allge⸗ 
meinen Vorausſetzungen für die Begründung der perſönlichen 
Steuerpflicht erfüllen. 

Die eingegliederten Oſtgebiete gehören 
ſtaatsrechtlich zum Deutſchen Reich. Sie find Inland 
im Sinn des Bürgerſteuerrechts. Arbeitnehmer, die im Laufe des 
Kalenderjahrs 1940 aus den eingegliederten Oſtgebieten in das 
andere Reichsgebiet zuziehen, ſind deshalb nicht wie Perſonen 
zu behandeln, die aus dem Ausland zuziehen. Sie unterliegen den 
allgemeinen Vorſchriften des Bürgerſteuergeſetzes. Hinweis 
auf den Runderlaß des Reichsminiſters des Innern bom 1. Juli 
1940 V St 1269 11/40 5630, der im RMBliv 1940 S. 1315 ber⸗ 
öffentlicht iſt. 

Wegen der Bürgerſteuerpflicht von Arbeitn ehmern aus 
dem Protektorat Böhmen und Mähren und aus 
der Slowakei Hinweis auf die Eildienſt⸗Nachricht in DEZ 
1939 Nr 51/52. 0. 


